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Der Weg nach Tannenberg. 


Oſtpreußen ſchien verloren zu ſein. Da erhielt am 
22. Auguſt der in Hannover im Nuheſtand lebende General 
von Hindenburg den telegraphiſchen Befehl, das Kommando 
über die deutſchen Truppen im Oſten zu übernehmen. Vier⸗ 
undzwanzig Stunden darauf traf er in Marienburg ein. Und 
drei Cage ſpäter begann die gewaltige Angrijfsſchlacht, die 
den deutſchen Oſten vor der Vernichtung bewahrte. 

Seht fuhr der Marſchall zum letztenmal über die Felder, 
auf denen er vor 20 Jahren die große Befreiungsſchlacht 
ſchlug. Wie damals mit Hoffen und Beten, jo folgte ihm 
diesmal mit Trauer und Dankbarkeit ein ganzes Volk auf 


ſeinem Wege nach Tannenberg. Hunderftaufend ſtanden an 
den Straßen, um den toten Feldherrn auf jeiner letzten Sahrt 
noch einmal mit ihrem Gruße zu ehren. 

Dort, wo ſein Name unſterblich wurde, ward ihm die 
letzte Nuheſtätte bereitet. Zinnen und Türme, von denen der 
Blick über die Felder, Seen und Wälder geht, ſchirmen die 
Gruft. Und in weitem Rund umgeben jein Grab die Gräber 
der Vielen, die getreu waren wie er bis in den Tod. 

Das deutſche Voll aber wird zu dieſem letzten Großen 
Hauptquartier des Oſtens wallfahrten, um in Seiten der 
Not ſich neue Kraft zu holen fürs Leben. 


Wilna als Hindernis. 


Das große Nätſelraten um Wilna dauert noch an. Nicht 
nur die zukünftige Geſtaltung des polniſch-litauiſchen Verhältniſſes, ſondern 
auch der endgültige Erfolg der ſo vielverſprechend in Angriff genommenen 
baltiſchen Aktion Polens hängt davon ab, ob und wie dieſer Stein des 
Anſtoßes aus dem Wege geräumt werden kann. Polen verſucht, 
die ſe n Stein zu umgehen; es gibt ſich ſeit Monaten alle erdenk- 
liche Mühe. die Beziehungen zu Litauen allmählich normal zu geſtalten, 
um auf dieſe Weiſe dahin zu gelangen, daß die Wilnafrage für Litauen 
langſam ihre grundlegende Bedeutung verliert. Es bemüht ſich, dieſe 
Frage vorerjt nach Möglichkeit beiſeite zu ſchieben, fie gleichſam hinter 
einem aus perſönlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen ge⸗ 
webten Schleier dem Blick zu entziehen. Seine Aktivität in dieſer Richtung 
läßt ſich aus den fajt täglich neuen Meldungen und Gerüchten über den 
Sortgang der beiderfeitigen Beziehungen entnehmen: Litauische Wirt⸗ 
ſchaftler waren in Gdingen. Vertreter der polniſchen Volksgruppe in 
Ditauen haben von der Kauener Regierung die Erlaubnis zur Ausreiſe 
nach Polen und zur Teilnahme am Kongreß des Auslandspolentums in 
Warſchau erhalten. In Warſchau heißt es, daß demnächſt Verhandlungen 
über die Aufnahme des Poſtverkehrs zwiſchen Polen und Litauen ftatt- 
finden werden. Der Kauener Vertreter der offiziöfen „Sazefa Polſka“, 
der Jude Katelbach, lobt die litauiſche „Aufbauarbeit“ im Memel- 
gebiet und ermuntert den Gouverneur Navakas, in der „Wahrung der 
litauiſchen Rechte“ in dieſem deutſchen Gebiet nicht zu erlahmen. Das 
Mitglied der polniſchen Botſchaft in Paris, der Sioniſtenführer und 
Schwiegerſohn Vothſchilds, Mübljtein, tauchte in Litauen auf und 
verhandelte dort u. a. mit dem Außenminiſter Lozoraitis und dem Staats- 
präſidenten Smetona. Was Polen von Litauen will, das hat der konjer- 
vative Krakauer „Cas“ kürzlich Jo ausgedrückt: „Wir fordern 
von Litauen nicht, daß es ſeine geistige Sinſtellung 
zur Wilnafrage ändere oder ausdrücklich auf Jeine Anjprüche 
verzichte .. Wir fordern nur Öffnung der Grenze und 
normale Seltaltung der Beziehungen, d. h. Errichtung 
von Geſandtſchaften, Ronfulaten, Herjtellung normaler Beziehungen auf 
dem Gebiet des Eiſenbahnweſens, des Handels, der Poft ufw. Das Jind 
ehr mäßige Forderungen. Ein minimales Programm. Von ihm werden 
wir nicht zurücktreten. Und wir beabſichtigen, nicht dafür zu zahlen.“ 


Aber die Hoffnung Polens, die litauiſche Aufmerkſamkeit vom Wilna- 
problem abzulenken und durch das Vorſchieben anderer Fragen in An— 
Jpruch zu nehmen, ijt bisher nicht in Erfüllung gegangen. Litauen 
zeigt ſich zwar im allgemeinen nicht abgeneigt, den 
polnifchen Bemühungen um eine Normaliſierung 
der gegenſeitigen Beziehungen entgegen zukommen. 
Aber es kommt bei allen Erörterungen und Ausein- 
anderſetzungen mit underänderter Hartnäckigkeit 
immer wieder auf die Wilnafrage zurück. Es bleibt da⸗ 
bei, daß die Löſung dieſer Frage nicht die mögliche Folge, ſondern die 
Vorausſetzung einer Verſtändigung mit Polen zu ſein hat. „Ein grund- 
ſätzliches Übereinkommen mit Polen“, erklärte der offiziöſe „Lietuvos 
Aida s“, „it zweifellos möglich und ſogar wünschenswert. Es fragt ſich 
nur, unter welchen Bedingungen dieſes Übereinkommen erzielt werden ſoll. 
Die Bedingungen Litauens Jind allen bekannt. Das 
Wort hat jetzt Polen.“ Aber Polen denkt nicht daran, dieſes 
Wort, das nach litauiſcher Auffaſſung ein Entgegenkommen in der Wilna- 
frage beinhalten müßte, zu ſprechen. Auch die Vorſchläge, die Mühl- 
ſtein in Kauen unterbreitet haben ſoll, ſind nach dort umlaufenden 
Gerüchten „ſehr karg und voller Reſerven“ geweſen. Und die offiziofe 
Ditauiſche Telegrapbenagentur ftellte folgendes ſeſt: 
„Bisher find, abgeſehen von gemeinſamen Bekundungen des guten 
Willens, von Polen keine Anregungen zur grundſätz⸗ 
lichen Löſung des litauiſch-polniſchen Streites vor⸗ 
gebracht worden. Weder die Reife Pryſtors noch Mühlſteins 
oder eines anderen Polen nach Litauen hat ein neues Clement geſchaffen, 
das die Annahme zuließe, daß man in Polen den Standpunkt Litauens 
in der Kardinalfrage (das iſt eben das Wilnaproblem) zu verſtehen 

eginnt.“ 

Polen iſt nach den offenſichtlichen Erfolgen, die Oberſt Beck in 
Reval und Riga in der Oſtpaktfrage erzielt hat, erklärlicherweiſe nicht 
bereit, Litauen irgendwelche pofitiven Sugeſtändniſſe in der Wilnafrage 
zu machen. Hierzu iſt es, wenn es fein Preſtige in den baltiſchen. 
Staaten wahren will, auch gar nicht in der Lage. Denn es iſt klar, 
daß Jein Anjeben in den baltifchen Nandſtaaten eine ſehr empfindliche: 
Einbuße erleiden müßte, wenn es — als Großmacht — in einer Ju 
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wichtigen Angelegenheit wie dem Wilnaproblem vor einem wider- 
ſpenſtigen Sweimillionenſtaat zurückweichen würde, zumal der Macht- 
einfluß, den Polen in den baltiſchen Ländern ausüben kann, in entjchei- 
dendem Maße auf der Catſache beruht, daß es Gebiet und Stadt Wilna 
feſt in der Hand hat. Die Verwirklichung des polniſchen Führungs- 
anſpruches im Baltikum wäre mit einem offenen oder irgendwie ver⸗ 
klaufulierten Verzicht Polens auf dieſe entſcheidende Nordoftpofition 
in Frage geſtellt. Die Lage iſt alſo Jo, daß einerjeits der 
Befit Wilnas für Polen eine weſentliche Voraus- 
letzung für die Verwirklichung des polniſchen Füh- 
rungsanfpruches im Baltikum iſt, daß andererjeits 
iefer Beſitz aber auch, da er einer litauiſch-pol⸗ 
iſchen Ausföhnung im Wege ſteht, die Verwirk⸗ 
ichung dieſes ſelben Anſpruches in entſcheidendem 
Maße erſchwert und verhindert. Es iſt im Augenblick noch 
nicht abzuſehen, wie Polen aus dieſer zwieſpältigen Situation heraus- 
zukommen gedenkt. Es ſcheint ſich vorerſt wieder einmal verärgert von 
Litauen zurückziehen zu wollen. 

Auf keinen Fall denkt Polen daran, ſeinen baltiſchen Führungs- 
enfpruch fallen zu laſſen. Im Gegenteil: diefer Anfpruch iſt noch niemals 
jo klar ausgeſprochen worden wie eben jetzt nach der baltiſchen Reise 
des Oberſten Beck. So ſchrieb die „Hazeta Wars zawſka“, das 
Blatt der nationaldemokratiſchen Oppoſition: Die Srundlage 
aller polniſchen Politik habe die Hegemonie Polens 
an der baltiſchen Küſte zu ſſein. Der „Kurjer Polski“ 
ſieht in dem ſeinerzeitigen Beſuche Pryſtors in Kauen einen wichtigen 
Schritt vorwärts auf dem Wege zu einem baltiſchen Block, der „Jelbit- 
verſtändlich der polniſchen Führung unterſtellt werden“ müſſe. Und die 
„Gazeta Polska“ gab den franzöſiſchen Kritikern an der polniſchen Außen- 
politik zu verſtehen, daß Warſchau in allererſter Linie dazu berufen ſei, 
an der Oftfeeküfte nach dem Rechten zu ſehen, daß es ſich verpflichtet 
fühle, ſich um das Schickſal der kleinen Nandſtaaten zu ſorgen, daß 
dagegen die Staaten, die an den dortigen Problemen territorial nicht 
beteiligt find, ſich von jeder Einmiſchung zurückhalten müßten. Es iſt 
nicht überflüſſig, feſtzuſtellen, daß dieſe polniſche Surückweiſung 
„raumfremder Intereſſen“ in der baltiſchen Frage 
ſich nach der polniſchen „Meeresideologie“ nicht nur gegen das wirklich 
raumfremde Frankreich, ſondern auch gegen Deutſchland und 
die Sowjetunion richtet. Denn nach der polniſchen Auffaſſung 
ſind auch dieſe beiden Staaten nicht zu den Oſtſeeſtaaten zu rechnen, 
Sowjetrußland nicht, weil es eine halbaſiatiſche Macht ſei und ſeine 
politiſchen Intereſſen hauptſächlich in Aſien lägen, und Oeutſchland 
nicht, weil ſein wirtſchaftliches Schwergewicht trotz ausgedehnter Oſtſee- 
küfte nach Welten und ſein Außenhandel nach den nordweſtlichen Welt- 
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häfen tendierten. Daß eine ſolch kurioſe Einteilung in Oft- 
ſee- und Nichtoſtſeeſtaaten auf einer völligen Verken- 
nung geopolitiſcher Segebenheiten beruht und ſich daher 
u. U. für die polniſche Politik einmal ſehr nachteilig auswirken kann, 
liegt auf der Hand. 

Was Nußland anlangt, Jo denkt es jedenfalls gar nicht daran, auf 
den baltiſchen Rand als einer Intereſſenſphäre feiner Politik zugunſten 
der ausschweifenden Ideologie einer konkurrierenden Macht zu ver- 
zichten. Polen hat mit Rußland als mit einem jtändi- 
gen Störer leiner baltiſchen Bormachtpläne zu 
rechnen. Nun ſcheint es dem Außenkommiſſar Litwinow zwar nicht 
gelungen zu ſein, Eftland und Lettland wieder dem wachſenden 
Einfluß der polniſchen Politik zu entziehen. Mit um ſo größerem Eifer 
iſt er aber bemüht, den litauiſchen Widerſtand gegen 
die polniſchen Pläne zu ftärken. Und Kauen kommt ihm 
in dieſer Hinſicht gerne entgegen. Während die Negierungen in Riga 
und Neval in der Frage des franzöſiſchen Oſtpaktes grundſätzlich die 
polniſche verzögernde und vorbehaltreiche Linie einhalten, bekennt ſich 
die Regierung in Kauen — in betonter Oppoſition gegen Polen — zu 
den franzöſiſch-ruſſiſchen Plänen. Die litauiſche Preſſe lobt Moskau 
als den Verfechter der randſtaatlichen Intereffen und Rechte; und der 
litauiſche Außenminiſter Lozoraitis kam bei feinem Befuche in 
Moskau, der als eine oſtentative Antwort auf die baltiſche Neiſe des 
polniſchen Außenminiſters gedacht war, mit Litwinow dahin überein, 
„daß das überall bemerkbare und bei der augenblicklichen internationalen 
Lage auch voll berechtigte Gefühl der Unruhe und der großen Beſorgnis 
kollektive Schutzmaßnahmen für ſämtliche olt- 
europäiſche Staaten erforderlich macht, und daß der 
zwiſchenſtaatliche Oſtſchutzpakt das hierfür ge- 
eignetſte Mittel darſtellt.“ Litwinow hat feine litauiſche Karte 
gegen Beck ausgeſpielt und die polniſche Baltikumpolitik an ihrer 
empfindlichſten Stelle berührt, indem er, wenn auch in ſtark verſchleierter 
Form, dem litauiſchen Außenminiſter die ruffiſche 
Unterſtützung in der Wilnafrage zuſagte. Das iſt 
inſofern bemerkenswert, als Litwinow ſich vor gar nicht langer Seit, 
noch in der Vereinbarung über die Verlängerung des polniſch-rufſiſchen 
Nichtangriffspaktes, Polen gegenüber verpflichtet hat, ich nicht mehr 
in den Streit um die polniſch-litauiſchen Gebietsfragen zu miſchen. 
Polen wird aus dieſem Verhalten des ruſſiſchen Außenkommiſſars den 
Schluß ziehen müſſen, daß es ſich keineswegs auf die ruſſiſche Neutralität 
in der Wilnafrage verlaſſen kann, ſondern ſtets damit rechnen muß, 
daß Moskau verſuchen wird, die polniſchen Balti⸗ 
kumpläne an dieſer hartnäckigen Streitfrage ſchei-⸗ 
tern zu laſſen. Dr. Kredel. 


Polen zum Tode Hindenburgs. 


über die Gepflogenheiten internationaler Höflichkeit hinaus hat die 
polniſche Öffentlichkeit ſich mit dem Leben und der Bedeutung des toten 
Neichspräſidenten befaßt, aus der (übrigens ſorgſam verschwiegenen) 
Überzeugung heraus, daß das polniſche Volk der überragenden Seldherrn- 
kunjt dieſes großen Deutschen im eigentlichſten Sinne des Wortes ſeine 
Befreiung verdankt. Denn mit der Vernichtung der ruſſiſchen Heere 
wurde der Weg zur Wiedergeburt des polniſchen 
Staates, der bis dahin nur in den Wünfchen und Träumen eines 
machtloſen Volles gelebt hatte, geebnet. Mit dieſen Sufammenhängen, 
die allzuſehr von nationalen Voreingenommenheiten belaftet ſind, pflegt 
lich die polniſche Preſſe nicht gern zu befaſſen. In den Artikeln, die ſie 

m Gedenken des Toten gewidmet hat, hat ſie ſich vorwiegend mit dem 
Menſchen und Politiker, der noch im Greiſenalter dem Nuf zu 
einem verantwortungsvollen Amte folgte, beſchäftigt. „Die charakte- 
riſtiſche Eigenart Hindenburgs“, ſchreibt Srokowſei im Krakauer 
„Iluſtr. Kur j. Cod;.“, „war und blieb bis ans Ende, daß er ohne 
Widerſtand alle Aufgaben übernahm, die ihm das Geſchick beſtimmt hatte, 
und nur bemüht war, fie nach feinem Vermögen aufs befte zu löſen. Er 
war eine Soldatennatur und beſaß eine Joldatifche Geiſtigkeit im vollſten 
Sinne des Wortes, die jede ihr geſtellte Aufgabe als Befehl auffahte ... 
Auf dieſe Weiſe hat Hindenburg, nachdem er mit feinem Namen die 
größten Erfolge der deutſchen Truppen im Weltkriege verknüpft hatte, 
ſich in den Augen ſeiner Nation noch mit dem Nuhm eines Feldherrn 
bedeckt, der nach einem verlorenen Kriege ſeine Truppen in Nuhe und 
Ordnung heimzuführen verſtand. Das iſt eine in der Geſchichte unzweifel⸗ 
haft höchſt ſeltene Tat; denn in ähnlichen Sällen kehren die Feldherren 
meiſt ohne Heer und das Heer ohne Feldherrn zurück ...“ „Heute, an- 
geſichts ſeines noch offenen Sarges“, heißt es im „Cas“, „werden alle 
Polen achtungsvoll das Haupt neigen. Den großen Menfchen können 
ſchon die Seitgenoſſen anerkennen. Hindenburg war zweifellos das Mufter 
der beſten, ſchönſten Tugenden des deutſchen Volkes, das Muſter der 
Ehre, der Vaterlandsliebe, der Beſcheidenheit und vor allem des Pflicht 
gefühls. Das polniſche Volk .. . erweiſt mit der ganzen Welt dem ver- 
ſtorbenen Neichspräſidenten die ihm gebührende Chrerbietung. Es ſieht 
in ihm den treuen Diener ſeines Vaterlandes und vor allem den wirklich 
großen und außerordentlichen Charakter“. Der „Kurſer Porannp“ 
ſchreibt u. a.: „Sein Leben war hart, militäriſch. Er blieb feinem ge— 
gebenen Wort immer treu.“ 


Es gibt kaum ein polniſches Blatt, das dem Toten ein ehrendes 
Gedenken verſagte. Aber es gibt viele, die auch dieſe Gelegenheit nicht 
vorübergehen laſſen, um ihre unfreundliche Sefinnung gegen 
das deutſche Volk zum Ausdruck zu bringen. Sie können nicht 
umhin, die menfchliche Größe und die politiſche Geradbeit des toten Heer— 


führers und Reichspräſidenten anzuerkennen. Aber ſie meinen, voraus- 
Jagen ju müſſen, daß mit Hindenburgs Tod „eine neue Gefahr für die 
Ruhe und den Frieden Europas“ von Deutſchland her drohe. „Ang ſt 
und Unruhe“ empfindet der „Kurjer Warjzamjki“ wegen 
der weiteren Entwicklung der Dinge in Deutſchland. „Nach dem Tode 
Hindenburgs“, ſchreibt er, „drängt ſich vor allem die Frage auf: Was 
für Überraſchungen wird die deutſche Sphinx bringen und welcher 
Blitz wird noch aus den dunklen Wolken zucken, die ſich über Deutſch⸗ 
land erheben?“ Der „Kurjer Warſzawſki“ und die anderen polniſchen 
Blätter, die mit derartigen „bangen Fragen“ neues Mißtrauen gegen 
Deutschland zu Jäen verfuchen, ſollten ſich, wenn fie das tun, der 
Prophezeiungen erinnern, mit denen ſie vor Jahren 
bei der Berufung Hindenburgs zum Oberhaupt des 
Deutſchen Neiches glaubten aufwarten zu müljen. 
Sie haben ſich damals als ſchlechte und nicht einmal gutgläubige Propheten 
erwieſen. Sie müſſen zwar jeben, wie ſich keine ihrer Vorausſagen von 
damals erfüllt hat. Aber ſie können jetzt trotzdem das Prophezeien nicht 
laſſen. Es ſteht jedem frei, ſich über den künftigen Hang der deutschen 
Dinge ſeine Gedanken zu machen. Aber es liegt im eigenen Intereſſe 
derjenigen, die den Vorzug genießen, ihre Gedanken journaliſtiſch aus- 
werten zu dürfen, ihre Glaubwürdigkeit nicht immer wieder von neuem 
durch eine allzu ausſchweifende e zu gefährden. 


Einem Bericht des „Danziger Vorpoſtens“ zufolge hat ſich die 
diplomatiſche Vertretung Polens in Danzig bei 
Hindenburgs Tod merkwürdig verhalten. Die Vertretungen der 
fremden Mächte in Danzig hatten auf Beſchluß des konjularifchen 
Korps nach dem Eintreffen der Nachricht vom Tode des Neichspräſi- 
denten ihre Flaggen auf Halbmaſt geſetzt. Nur die Vertretung Polens 
hielt es für angebracht, ſich an dieſer ſelbſtverſtändlichen Ehrung nicht zu 
beteiligen. Es ijt unintereſſant, danach zu forſchen, was die polnische 
Vertretung hierzu veranlaßt hat. Bemerkenswert bleibthier 
nur die auffällige Taktlofigkeit eines ſolchen 
Verhaltens. Es hat ſich nicht um ein Verſehen gehandelt. Denn 
auch der Danziger Hafenausſchuß hatte weder auf Jeinen 
Dienſtſtellen (dem Lotſenamt uſw.) noch auf Jeinem Verwaltungsgebäude, 
noch auf der Wohnung feines Präſidenten die Flagge auf Halbmaſt geſetzt. 
„Dieſes Verhalten“, ſchreibt der „Danziger Vorpoſten“ mit Recht, 
„iſt um ſo befremdlicher, als der Hafenausſchuß bekanntlich eine 
gemiſchte Danziger und polniſche Sinrichtung iſt. 
Die Flaggen aller Länder ſenkten ſich am Donnerstag (dem Todestag des 
Reichspräfidenten) im Hafen auf Halbmaſt, — nur die Fahne des Hafen- 
ausſchuſſes, die mit Krone und weißen Kreuzen das Hoheitszeichen des 
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Danziger Staates enthält, fenkte ſich nicht, als der Ehrenbürger der Stadt 
und ihr Retter in höchſter Kriegsgefahr in die Ewigkeit ging.“ Die Polen 
in Danzig ließen es mit dieſen pajliven Demonstrationen noch nicht be⸗ 
wenden. Am 4. August wurde in Soppot an dem Haufe, das der Frau 
des verftorbenen polniſchen Volkstagsabgeordneten Dr. Kubacz gehört, 
don poluiſch jprechenden Perſonen eine mit Crauer- 
wimpel verjebene Hakenkreuffahne, die an der von 
einem Deutſchen bewohnten Hochparterrewohnung angebracht war, 
unter Spott und Gelächter heruntergeriſſen. Es gibt 
eben Polen — und ſie ſcheinen unter denen, die das Danziger Gaſtrecht 
in Anfpruch nehmen, bejonders zahlreich zu jein —, die ihre eigenen 
Methoden haben, den vielberufenen Adel ihrer Nation zu dokumentieren. 

Am Beiſetzungstage beugten ſich ſchließlich die diplomatiſche Ver- 
tretung Polens und der Hafenausſchuß dem Gebot der internationalen 
Höflichkeit und ſetzten die Flaggen auf Halbmaſt. Die „Gazeta Sdanjka“ 
verſuchte das Vorhalten der beiden Stellen damit zu begründen, „daß 
der verſtorbene Marſchall in keinen offiziellen Beziehungen zur Stadt 
Danzig ſtand und deshalb uns (d. h. Polen) jogar die internationale 
Auffaſſung über die Höflichkeit zu keinen Crauer-Kundgebungen in 
Danzig veranlaffen konnte“ Die Vertreter der anderen Mächte ſind 
aber in bezug auf internationale Höflichkeit offenbar anderer Auf- 
faſſung geweſen. Im übrigen ijt feſtzuſtellen, daß das amtliche Polen in 
ongenehm berührender Weiſe ſeine Teilnahme am Code des Neichspräſi— 
denten zum Ausdruck gebracht und auch den deutſchen Volksgruppen 
ihres Staates im allgemeinen die in jolchen Fällen übliche und gebotene 
Freiheit, ihrer Crauer in Gedenkfeiern durch Entfendung von Abord— 
nungen nach Tannenberg uſw. Ausdruck zu geben, eingeräumt hat. 

* 


In Warſch au fand am Beiſetzungstage in der evangeliſchen Kirche 
ein feierlicher Crauergottesdienſt für den verſchiedenen Neichspräſidenten 
tat, Die Kirche war Jehmarz ausgeſchlagen und mit Tannengrün ge= 
ſchmiückt. An dem Crauergottesdienſt nahm in Vertretung des Staats- 
prälidenten der Chef der Zivilkanzlei teil. Ferner waren die 
Minifter Jawadjki, Beck, Kofcialkowjki und Ralinjki 
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ſowie zahlreiche hohe Beamte zugegen. Das Diplomatiſche Korps war 
vollſtändig anweſend, ebenſo die deutſche Kolonie in Warſchau. Nach 
Beendigung des Trauergottesdienftes nahm der deutſche Geſandte 
von Moltke die Kondolationen der Anweſenden entgegen. Alle 
Regierungsgebäude in Warſchau hatten halbmaſt geflaggt. Bei der Bei⸗ 
ſetzungsfeierlichkeit im Tannenberg-Denkmal war die polniſche Regierung 
durch den Gefandten in Berlin, lb vertreten. 


Der Poſener Stadtpräsident Rataj bi hat an den deutſchen Gene- 
ralkonſul in Poſen folgendes Beileidsſchreiben gerichtet: „Aus Anlaß 
des Todes des hochverehrten Präfidenten des Deutſchen Reiches, des 
ruhmreichen Feldmarschalls von VBenneckendorff und Hindenburg ſpreche 
ich namens unjerer Stadt, die die Vaterſtadt des Verſchie⸗ 
denen ijt, dem deutſchen Volke und feinen Behörden den tiefempfun- 
denen Ausdruck der Trauer und das herzlichſte Beileid aus.“ 

* 


Marſchall Pilfudfki hat in einem feiner Bücher die überlegene 
Seldherrnbegabung des toten Reichspräſidenten u. a. mit folgenden 
Worten über die Schlacht bei Tannenberg charakteriſiert: „Als Hinden- 
burg die Armeeführung im Oſten übernahm, ſtanden ihm nicht mehr 
Streitkräfte zur Verfügung als feinem Vorgänger. Dem ruſſiſchen General 
Rennenkampf eilte die viel ſtärkere Armee des Generals Samſonow zu 
Hilfe; aber Hindenburg ſtand mit ſeiner Armee allein. Da geſchah das 
Ungewöhnliche. Man fragt ſich, wo verbirgt ſich das Geheimnis des 
Menſchen und die innere Kraft des Sührers, der zu ſolchem 
Wunder fähig war und der es verſtand, eine ſcheinbar ſchon 
besiegelte Niederlage in einen herrlichen Sieg zu 
verwandeln. Hindenburg und Ludendorff waren Meiſter der 
Seit. Ihnen ſtanden für die Bewegung der Armee nur zwei Cage zur 
Verfügung. Sie verſtanden die Seit jo einzuteilen, als hätten ſie es nicht 
mit Armeekorps, ſondern mit Vataillonen zu tun; und ihr Kampf ſchien 
nur eine taktiſche Handlung zu fein. Das iſt das hiſtoriſche Bei- 
jpiel großer Männer, denen niemand die Größe des 
Willens und die Macht des Geiftes abſtreiten kann.“ 


Die Litauer im Auslande. 


Unter der Überjchrift „Uuſfere Brüder jenfeits der Grenze“ be— 
ſchäftigte ſich der Kauener „Nytas“, ein klerikales Blatt, am 17. Juli 
mit dem Auslandslitauertum. Es heißt dort u. a.: Etwa 40 v. H. 
Vitauer wohnen nicht in Litauen und find in beſonderer Gefahr, ihr 
Volkstum zu verlieren. Um dieſer Gefahr zu begegnen, wurde im 
vergangenen Jahre im Minijterium des Außeren elne be 
Jondere Abteilung für die Litauer im Auslaude 
eingerichtet, um deren Suſtandekommen ſich der jetzige Aliniſter 
des Außern, Lozoraitis, beſonders bemühte. Leiter der Abteilung iſt 
Dr. Jatulis, der gleichzeitig die Aufgabe hat, die Preſſe über die 
Vage der Litauer im Auslande zu informieren. Für die auswan- 
dernden Litauer ſorgt eine beſondere Abteilung 
des Inneuminiſteriums. Dann gibt es noch einen „Verein 


yur Unterſtützung der im Auslande lebenden 
Litauer“. 
Das Blatt gibt dann eine Statiftik des Auslands- 


litauertu ms, die z. C. auf Schätzungen beruht, 3. T. aber völlig 
frei erfunden iſt. Nach den Angaben des „Aytas“ leben in Nord- 
amerika etwa 80000 Litauer (in Chicago allein etwa joo ooo, 
das ſind mehr als in Kauen). In Lettland follen es etwa 39 000 
und in Rußland über 49000 Jein (von denen, wie der „Nytas“ 
ſagt, 50 v. H. noch litauiſch Jprechen). In England Jollen 4000, in 
Schottland 8009, in Braſilien 2500, in Argentinien 
30 ooo, in Frankreich mit Kolonien 2000, in Stalien 300 Litauer 
leben. Die Sahl der in andern Ländern wohnenden Litauer, 3. B. in 
Kanada, China und Auſtralien, Jer ſchwer feſtzuſtellen, meint der 
„Nutas“; Zahlen gibt er für dieſe Länder nicht an. Geradezu grotesk 
jind die Zahlen, die das Blatt für die Litauer in Deutſch⸗ 
land angibt. Es ſchreibt wörtlich: „In Deutschland (in Ostpreußen) 
find rund 500 odo Menſchen litauiſchen Blutes vorhanden, von denen 
rund ſoo ooo Litauisch verſtehen und ungefähr 50000 Litauiſch ſprechen.“ 
Durch welche anthropologische Unterfuchungen der „Aytas“ das Vor⸗ 
handenſein „litauſſchen Blutes“ bei 500000 Einwohnern Oſtpreußens 
feſtgeſtellt haben will, bleibt ein Geheimnis. Mit derartigen propa= 
gandiſtiſchen Entgleiſungen, die ja auch in der Preſſe anderer öſtlicher 
Länder an der Tagesordnung find, braucht man ſich nicht auseinander- 
zuſetzen. Man kann ſich an das halten, was ſich tatſächlich feſtſtellen 
läßt: die Verbreitung der litauiſchen Sprache. Es ijt unerfindlich, 
wie der „Nytas“ zu der Sahl von 10090 die litauiſche Sprache ver- 
ſtehenden und 50000 dieſe Sprache gebrauchenden Einwohner Ojt- 
preußens kommt. In welcher Statijtik ſoll das ſtehen? Durch welche 
Zählung ſoll das feſtgeſtellt worden ſein? Die einzigen Sahlen, die 
über die Verbreitung der litauiſchen Sprache in Ostpreußen Auskunft 
zu geben vermögen, ind diejenigen der deutjchen Volkszählungen. Und 
hier ſind allerdings ganz andere Zahlen zu finden, als fie der „Nutas“ 
feinen Leſern vorgeſetzt hat. Im Jahre 1925 wurden nur noch ein paar 
tauſend Menſchen in Oſtpreußen feſtgeſtellt, die litauiſch ſprechen. Und 
es konnte bei einer Aufgliederung dieſer litauiſch ſprechenden Perſonen 
nach Altersgruppen feſtgeſtellt werden, daß die litauiſche Sprache einem 
raſchen und natürlichen Ausſterbeprozeh unterworfen iſt. Während 
nämlich im Jahre 1925 im öftlichen Ceil Oſtpreußens von den über 
eo Jahre alten Perſonen noch 3,86 v. H. litauiſch ſprachen, war dieſe 


Sprachgruppe unter den 40 —60 jährigen nur mit 1,18 v. H., unter den 
30--40jäbrigen nur mit 0,82 v. H. und unter den weniger als 20jährigen 
ſogar nur noch mit 0,51 v. H. vertreten. Wo bleiben da die 50 000 
ase 100.000 oder gar 600000 „Litauer“, von denen der „Aytas“ 
aſelt? 

In Sowjetrußland gibt es laut „Litauros Aidas“ nach der 
Statiſtik von 1997 etwa 42 000 Litauer, doch Jprechen von ihnen nur 
noch 22 000 litauiſch. In Sentralrußland leben etwa 18 o00 Litauer, von 
denen nur die Hälfte litauiſch kann. Im guddiſchen Lande zählt man 
7000 Litauer, von denen noch 5000 litauiſch ſprechen. In der Ukraine 
leben ebenfalls 7000 Litauer, aber die Mehrzahl von ihnen iſt entnatio= 
naliſiert. Litauiſch ſprechen nur 3000. Eine ſehr große Sahl Litauer lebt 
im aſiatiſchen Nußland, nämlich etwa Jo doo. Von ihnen ſprechen noch 
6009 litauiſch. An einigen Stellen in Sowjetrußland leben die Litauer in 
kompakten Maſſen und bilden Jogar beſondere „Kolchoſi“. 

Der „Nutas“ fährt dann in ſeinem Artikel folgendermaßen fort: 
Was die Schulfrage aubelangt, geht es den Litauern in Lettland 
am beſten, denn dort haben ſie über zehn Volksſchulen und 
ein Gumuafium in Riga. Dieſe Schulen bekommen von letti— 
ſchen Staate Suſchüſſe. In Brafilien find vier Volksſchulen, in 
Argentinien zwei, in Uruguay eine. In England und 
Deutſchland keine. Su Nordamerika beträgt die Sahl der 
die Schule beſuchenden litauiſchen Jugend 80 odo, doch werden Kirch- 
ſpielſchulen mit litauiſcher Sprache nur von etwas mehr als 10000 
befucht. Die Schulen in Braſilien und Argentinien werden von 
litauiſchen Staatsgeldern unterhalten. Einige Schulen ſind dort non 
privater Seite eröffnet worden. Sür die Neligionspflege ſei 
am beſten in den Vereinigten Staaten geſorgt, wo die vielen 
litauiſchen Kirchſpiele ihre Kirchen und ihre litauiſchen Pfarrer haben. 
Schlimmer ſtehe es in Lettland, wo litauiſche Kirchſpiele oft letti⸗ 
ſche Pfarrer haben und die in Lettland vorhandenen etwa 30 litaui- 
ſchen Pfarrer in lettiſchen Gemeinden ſtationiert find. Das Ver- 
einsleben ſei in den Vereinigten Staaten am lebhafteſten. Die 
größten Organiſationen ſeien dort die „Vereinigung der römiſch⸗katho⸗ 
liſchen Litauer“ und die „Vereinigung der Litauer Amerikas“. Die 
Vereine hätten ihre Heime und ein großes Vermögen. In Lettland 
gäbe es noch aus der Vorkriegszeit itauiſche Vereine. In Braſilien 
und Argentinien trete ein Vereinsleben wegen der mangelnden 
Intelligenz kaum in Erscheinung. Die Preſſe ſei in den Vereinigten 
Staaten am weiteſten entwickelt: Neben ſechs täglich erſcheinenden 
litauiſchen Zeitungen gibt es ſieben wöchentlich, einige zweiwöchentlich 
und andere periodiſch herausgegebene Seitſchriften. In Braſilien ſind 
es zwei, in Argentinien eine Wochenſchrift. In Peutſchland (Oſt⸗ 
preußen) iſt es eine. In Lettland keine. Man müßte, fügt der „Nutas“ 
diefer Aufſtellung hinzu, eine für die Litauer im Ausland beſtimmte 
Seitſchrift in Litauen erſcheinen laffen. Zum Schluß teilt das Blatt mit, 
daß der „Verein zur Unterſtützung der Litauer im Auslande“ für 1935 
einen Kongreß plane, zu dem Vertreter aller litaui- 
ſchen Kolonien erſcheinen follen. Litauen will alſo offen- 
bar daran gehen, ſeine Volksgruppen im Auslande ähnlich zu organi- 
ſieren und zuſammenzufaſſen, wie es von polnifcher Seite mit den pol 
niſchen Auslandsvolksgruppen geſchieht. 
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Das Unrecht an Memel. 


Der eutrechtete Landtag. 

Die Nachricht über die Auflöfung des Memellandtages, die von der 
gejamten litauiſchen Preſſe verbreitet und von dort auch von der deutſchen 
Preſſe übernommen worden war, hat ſich als unwahr herausgeſtellt. Die 
litauiſche Regierung hat dieſe Meldung — reichlich ſpät — dementiert, 
wohl abſichtlich Jo ſpät, um erſt einmal die Wirkung, die eine Landtags- 
auflöſung hervorrufen würde, zu prüfen. Die Prüfung ſcheint nicht nach 
Wunſch ausgefallen zu fein. Und ſo wurde nach den Urhebern der Nach 
richt geforſcht, mit dem Ergebnis, daß drei Judenblätter, „Moment“, 
„Volksblatt“ und „Das neue ort“, ſowie die litauiſche Seitung 
„10 Sentu“ als ſchuldig feſtgeſtellt und für die Dauer von drei Monaten 
verboten wurden. Danach kann man annehmen, daß die Regierung in 
Kauen einen anderen Weg als den der Landtagsauflöſung einzufchlagen 
gedenkt. Die Auflöſung würde nach dem Memelſtatut zur Veranſtaltung 
von Neuwahlen in ſpäteſtens ſechs Wochen verpflichten. Das ſcheint aber 
ein Experiment zu ſein, von dem ſich die Regierung, trotzdem fie alle 
Machtmittel zur Unterdrückung der öffentlichen Meinung in der Hand 
hat, wenig Vorteil für ihre Abſichten verſpricht. Ein anderer Weg ſcheint 
ihr vorerſt noch gangbarer zu ſein: den gegenwärtigen Landtag beſtehen 
zu laſſen, ihn aber dauernd beſchlußunfähig zu halten. Aber lange wird 
ſie auch dieſe Methode nicht durchhalten können. Möglich, daß ſie dann 
auf einen letzten Ausweg, die Willensäußerung der Bevölkerung des 
Memelgebiets zu unterdrücken, verfällt, nämlich den Landtag aufzulöſen 
und die Wahlen für die Dauer des Kriegszuſtandes aus Gründen der 
„öffentlichen Ruhe und Ordnung“ auszusetzen. Was die Kauener Regie- 
rung auch tun mag, um zu ihrem Siel zu gelangen, — auf legalem Wege 
iſt dieſes Siel: die Litauiſierung des Landes, die Ausſchaltung des Deutſch⸗ 
tums aus den Selbſtverwaltungsorganen und die Beſeitigung der Auto- 
nomie überhaupt, nicht zu erreichen. Dorthin kann man nur durch An- 
wendung von Gewalt, durch Rechtsbruch, Lüge und Betrug gelangen. 

So verſtößt denn auch alles, was Litauen im Memelgebiet unternimmt, 
fortgeſetzt gegen Inhalt und Abſicht des garantierten Statuts. Die 
litauiſchen Sentralbehörden haben beſchloſſen, Maßnahmen zur Verein- 
heitlichung der litauiſchen und memelländiſchen Polizeibehörden 
in Angriff zu nehmen. Das Mitglied der Memeler Hafendirektion, 
Sſchiegaud, iſt von ſeinem Poſten abberufen worden, weil er einer 
der aufgelöſten memelländiſchen Parteien angehört hat. Die Ausgabe 
des „WMemeler Dampfboots“ vom 2. Augujt iſt beschlagnahmt worden, 
weil das Blatt angeblich eine wichtige, die litauiſche Außenpolitik 
betreffende Nachricht „unter Umgehung der amtlichen litauijchen 
Telegraphenagentur“ veröffentlicht hat. 

Smefona 1925. 

Es iſt interejjant, ſich an eine Lage zu erinnern, die mit der heutigen 
Situation im Memelgebiet einige Ahnlichkeit hat. Im Jahre 1995 war 
auch ein Litauer, Jouſupaitis, gegen den Willen des Memellandtages 
zum Präſidenten des Direktoriums ernannt worden. Der heutige 
Staatspräſident Smetona ſtand damals in Oppoſition zur Regierung. 
Er nahm daher auch, was die Memelpolitik anlangt, kein Blatt 
vor den Mund und wies ſehr klar und richtig auf das Unrecht und 
die Gefahren hin, die ſich für Litauen daraus ergeben können. Er 
ſchrieb damals in einem Artikel u. a. folgendes: 

„Doch ſchon bei der Bildung des Direktoriums tauchten Miß- 
verſtändniſſe auf. Gegen den Willen der Landtagsmehrheit ernannte 
der Gouverneur Herrn Jouſupaitis zum Präſidenten, welchem der 


Landtag ſofort das Mißtrauen ausjprarh. Wer von beiden trägt hier 
die Schuld: der Landtag oder der Gouverneur? Der Form nach haben 
beide recht, nicht aber in eſſentieller Hinſicht. Das Memeler Statut 
oder die Konſtitution, unterſchrieben Jowohl von der litauiſchen Regie- 
rung als auch von der Botſchafterkonferenz, beſagt im Artikel 17: 
Der durch den Gouverneur ernannte Präſident amtiert, ſolange 
er das Vertrauen des Landtags genießt. Der Präfident ernennt 
die übrigen Direktoren. Das Direktorium muß das Vertrauen des 
Landtags beſitzen und zurücktreten, Jobald das Mißtrauensvotum 
ausgejprorhen wird. 

Aus dieſem Artikel geht klar hervor, daß bei der Ernennung des 
Präjidenten der Gouverneur mit der Landtagsmehrheit im Guten eine 
Verſtändigung herbeiführen muß; er kann nicht willkürlich, ohne Be— 
fragung der Mehrheit, den Präfidenten ernennen. Dies iſt unſere 
Meinung über den Sinn des genannten Artikels. Hat die Regierung 
aber nun einmal das Statut unterſchrieben, ſo muß es auch er- 
füllt werden ... Außerdem iſt es kein Geheimnis, daß wir 
durch die Gnade des Verſailler Vertrages und der 
Botſchaſter konferenz das Gebiet erhalten haben. 
Derans ergibt ſich, daß die litauiſche Negierung zur Seſtigung der 
Bande zwifchen Memel und dem übrigen Litauen das Vertrauen der 
dortigen Volksvertretung ſuchen müßte.. . Das Gebiet kounle 
nur mit Waffengewalt von Deutſchland getrennt 
und Litauen zugeteilt werden. Wenn dem Jo ilt, 
dann hängt letzlen Endes das Recht der Souveräni- 
tät Litauens über das Memelgebiet auch don 
Deutſchland ab. Deshalb muß die Politik Litauens 
Deutſchland gegenüber eine Politik der Verſtän⸗ 
digung Sein Swiſchen Deutſchland und uns muß jeder Ärger 
vermieden werden.“ 

Das war im Jahre 1925. Inzwiſchen iſt Smetona mit Hilfe von 
Wolden:aras, den er kürzlich zum Dank dafür für 12 Jahre ins Zucht- 
haus ſperren ließ, Staatspräsident und „Führer“ Litauens geworden. 
Ob er ſich ſeiner damaligen Ausführungen wohl noch erinnert? Und 
ob er wohl eiunſieht, daß er ſchon vor neun Jahren ſeine eigene Politik 
von heute treffend kritisiert und fie als Unrecht und Undernunft ge— 
brandmiarkt hat? 


Das ſind die Garanten des Memelſtatuts! 

Im Unterhaus fragte am 31. Juli der Abgeordnete Mander den 
Staatsjekretär des Außern, ob ihm bekannt ſei, daß ſämtliche Mit- 
glieder des jetzigen Landesdirektoriums im Memelgebiet einer Minder- 
heit angehörten, die im Landtag durch nur fünf von insgeſamt 29 Ab- 
geordneten vertreten ſei. Dieſe Juſammenſetzung widerspreche dem 
Artikel 17 des Memelſtatuts, für das England die Garantie über- 
nommen habe. 

Der Lordſiegelbewahrer Eden antwortete: „Nach Artikel 17 muß 
das Landesdirektorium das Vertrauen des Landtags beſitzen. Ich habe 
erfahren, daß der Landtag für den 27. Juli einberufen worden iſt.“ 

Mander fragte weiter: „Wird der Außenminister die Tatſache der 
Suſammenſetzung des Landesdirektoriums, über die im Memelgebiet 
ſtarke Erregung herrſcht, aufmerkſam im Auge behalten?“ 

Sden antwortete: „Das Ergebnis der Landtagſitzung vom 27. Juli 
iſt mir noch nicht bekannt.“ (1) 


Oftland-Woche. 


23 deuliche Zeitungen verboten. 


Auf Beſchluß des Direktors des, Staatsſicherheitsdepartements 
wurden 23 führende deutſche Zeitungen mit Jofortiger 
Wirkung vom 3. Auguſt 1934 bis zum J. Januar 1935 
für die Einfuhr und. Verbreitung in Litauen verboten. 
Begründet wird die Maßnahme damit, daß die betreffenden Zeitungen 
dauernd „beleidigende, die litauiſche Öffentlichkeit aufreizende Nach- 
richten und Artikel“ veröffentlicht hätten und eine „ſuſtematiſche Pro⸗ 
paganda gegen die Souveränität Litauens im Memelgebiet“ geführt 
hätten; der Inhalt der Zeitungen ſei der „Aufbauarbeit des un“ 
abhängigen Litauen“ ſchädlich. Von dem Verbot werden die folgenden 
Zeitungen betroffen: Völkiſcher Beobachter, Preußiſche Zeitung 
(Königsberg), Königsberger Allgemeine Zeitung, Königsberger Tage- 
blatt, Ermländiſche Zeitung (Braunsberg), Berliner Tageblatt, Berliner 
Lokalanzeiger, Berliner Illuftrirte Nachtausgabe, Der Tag, Berliner 
Morgenpoft, Kreuzzeitung, Frankfurter Zeitung, Hamburger Sreimden- 
blatt, Hamburger Tageblatt, Berliner Börſen-Seitung, Neue Leipziger 
Seitung, Leipziger Neueſte Nachrichten, Sonntagmorgen, Deutſche 
Wochenſchau, Deutsche Allgemeine Seitung, Bamberger 
Tageblatt, Preußiſche Lehrer-Seitung. 


Halb Königshütte lebt von öfjentliher Unterſtützung. 


Die Stadt Königshütte, die heute nach der Eingemeindung von 
Chorzow und Neuheiduk Chorzow heißt, zählt gegenwärtig 14 000 
regijtrierte Ermerbsloje; die Sahl der nicht im Arbeits- 
nachweis geführten Erwerbslofen wird auf rund 7000 geſchätzt. Mit- 
bin iſt bei einer Bevölkerungszahl von 104000 Perſonen jeder 


Aufwärts, 


fünfte Einwohner ohne Arbeit. Durchſchnittlich müſſen 
auf jeden Arbeitslofen noch zwei Angehörige gerechnet werden. 
Daraus ergibt ſich die Folgerung, daß über die Hälfte der 
Sinwohner auf die soziale Sürſorge angewieſen ilt. 
Die allgemeine Lage wird am beften charakteriſiert durch die Snanfpruch- 
nahme der Suppenküchen. Über 8000 Mittagsportionen werden 
dort täglich ausgegeben. Die Betreuung des gewaltigen Arbeitslosen- 
heeres bereitet den Körperschaften die größten Kopfſchmerzen, weil die 
Hilfsmittel mit jedem Monat geringer werden. Von den regiſtrierten 
Erwerbslosen bezieht kaum die Hälfte die geſetzliche Unterſtützung. Die 
Ausgeſteuerten werden durch Sonderbeihilfen in Geld und Naturalien 
von der Wojewodſchaft, von der Stadt und vom Ortskomitee unter- 
halten. 


Daſſerbaupläne in Poſen. 


In der letzten Zeit rührt die polniſche Preſſe erneut die Werbe- 
trommel für den Plan einer direkten Waſſerſtraßen ver- 
bindung Poſens mit Danzig und Edingen. Sie meilt 
darauf hin, daß die augenblickliche Verbindung dieſer beiden Häfen mit 
Poſen und dem Warthegebiet auf der unteren Netze reichs deutſches 
Gebiet berühre und dadurch eine erhebliche Verteuerung der Frachten 
nach ſich ziehe. Der Bau eines Kanals Wartbe—Goplo- 
lee, fo argumentiert ſie, würde die Strecke jwiſchen Poſen und Brom- 
berg um 150 km verkürzen und den Frachttransport Pojen— Danzig um 
drei Cage beſchleunigen. Die Durchführung dieſes Planes, der ſchon 
ſeit einigen Jahren beſtehe und ernſthaft vom polniſchen Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten, den Weſtwojewodſchaften und den beteiligten 
Städten erwogen wird, liege durchaus im Zuge der polniſchen Verkehrs- 
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politik. Allerdings dürfte er im Laufe der nächſten Jahre 
aus finanziellen Gründen kaum zur Ausführung 
kommen, da der Bau auf rund 100 Millionen Zloty veranſchlagt 
wird. Nach dem Verkehrsumfang der letzten Jahre, in denen polnifche 
Waſſerfahrzeuge kaum oder nur vereinzelt die Warthe und die untere 
Netze im Durchgang nach Danzig paffiert haben, muß die Notwen⸗ 
digkeit dieſes Binnenwaſſerweges ſtark in Swei⸗ 
fel gezogen werden, zumal Pofen eine ausgezeich- 
1 Wafferverbindung nach der See über Stettin 
hat. 


Keine Wohnungen für Deulſche. 


Der Häuer Krafczuk aus Groß-Dombromka (Oftoberfchlefien), der 
feit zweieinhalb Jahren arbeitslos iſt und ig een die ee 
mehr bezahlen konnte, wurde ausfeiner Wohnung vermwiefen. 
Nach Erhalt des gerichtlichen Urteils begab Jih K. zum Gemeinde- 
vorſteher von Groß-Dombromwka, Sieja, und bat ihn um Zu weiſung 
einer anderen Wohnung. Er wies darauf hin, daß feine Srau 
ſchwer berzkrank und bettlägerig ſei, und legte ſogar ein ärztliches 
Atteſt dariiber vor. Die Antwort des Gemeindevorſtehers war wörtlich 
folgende: „Geh doch dorthin, wohin du vorher gegangen 
biſt. Geh auf die andere Seite, für „Sermanes“ habe 
ich keine Wohnung.“ Die Erklärung für dieſe Antwort des 
Gemeindevorſtehers bildet die Tatſache, daß Krafczuk ſeine Kinder 
indie deutſche Schule ſchickt. Am 26. Juli wurde die Exmiflion 
durchgeführt. Der Amtsvorſtand ſtellte die Möbel von Krafczuk im 
Hausflur eines der Gemeinde gehörenden Hauſes unter. Die ſchwer— 
kranke Frau Krafczuk liegt im Heu auf dem Boden eines anderen 
Hauſes; doch das will der Wirt diefes Hauſes nicht mehr dulden. 
Krafczuk ſelbſt und feine fünf Kinder halten ſich bei verſchiedenen Ve- 
kannten und Verwandten auf. Da aus der Äußerung des Gemeinde- 
vorſtehers klar hervorgeht, daß Krafczuk nur deswegen von der 
Semeinde keine Wohnung jugewieſen erhält, weil er 
iich zum Deutſchtum bekennt, wurde Beſchwerde beim 
Minderheitenamt gegen Gemeindevorſteher Sieja erhoben. 


klage ehem deulſcher Eiſenbahner in Hit-Hberichlefien abgelehnt. 


Eine größere Anzahl von Siſenbahnern, die nach der Teilung Ober- 
ſchleſiens aus den Dienften der Reichsbahn ausſchieden und von den 
Polniſchen Staatsbahnen übernommen wurden, hatte auf Grund der 
Art. 4 und 5 der Genfer Konvention die polniſche Eiſenbahnverwaltung 
auf Sahlung von Nuhegehältern nach den deutſchen 
Beſtimmungen, auf Suerkennung verſchiedener Zulagen und Nüc- 
zahlung der Beiträge an die Penſionskaſſe verklagt, weil fie ſich durch 
Anwendung der polniſchen Geſetze geſchädigt fühlten. Die Kläger be⸗ 
gründeten dieſe Anſprüche damit, daß fie als etatsmäßige deutſche Eiſen⸗ 
bahnbeamte bei der Übernahme in den polniſchen Eifenbahndienft alle 
im deutschen Dienſt erworbenen Rechte auf Gehalt und Penſion auch 
dem polnischen Staat gegenüber behalten hätten. 

Das um Enlſcheidung angegangene Schiedsgericht für 
Oberſchleſien wies ihre Klage zurück. Die Kläger ſeien niemals 
„Leihbeamte“ geweſen. Sie könnten ſich auch nicht auf den Artikel + 
des Genfer Abkommens (wohlerworbene Rechte) berufen. Es gebe 
keine völkerrechtliche Beſtimmung, die den ein Gebiet übernehmenden 
Staat verpflichten würde, die auf dieſem Gebiete beſchäftigten Beamten 
ohne weiteres zu übernehmen. Auch das Genfer Abkommen 
enthalte keine derartige allgemeingültige Beſtimmung. Schließlich konnte 
auch die Berufung auf den Beſchluß des Miniſterrats 
Polens vom 9. März 1922, der Suſicherungen brachte, keinen Erfolg 
vor dem Schiedsgericht haben. Die Suſicherungen betreffen lediglich 
das innerſtaatliche Verhältnis zwiſchen dem neuen Staat und dieſen 
Beamten, das keine internationalen Verpflichtungen erzeuge. Der An- 
Tpruch auf Sahlung der Penſion unter Sugrundelegung der deutjchen 
Währung fei aber ſchon mit Nückjicht darauf ausgeſchloſſen, daß infolge 
der Inflation die Eeldverhältniſſe in Deutſchland eine grundlegende 
Umwandlung erfahren haben. Mit dieſer Entſcheidung des Schieds- 
aerichts für Oberfchleſien find die ſeit Jahren beſtehenden Hoffnungen 


der in polnische Dienſte getretenen früheren dentfchen Eiſenbahnbeamten 
für immer erledigt. 


Deufihe vor Gericht. 


Vor dem Kattowitzer Appellationsgericht wurde die Berufungs- 
verhandlung gegen 5 Deutſche aus Siemianowitz und Um- 
gegend, denen nach der Anklageſchrift „Widerſtand gegen die Staats- 
gewalt, Nuheſtörung ur berfall auf die Polizei“ vorgeworfen wurde, 
zu Ende geführt. Cs handelte ſich um die Vorfälle vom September 
vorigen Jahres. Die Angeklagten hatten an einer Verſammlung 
der Deutſchen Partei in Kattomit teilgenommen. Auf 
dem Heimweg in deu ſpäten Abendſtunden ſangen ſie deutſche Wander- 
lieder. In der Nähe von Laurahütte kam es dann zu einem Sur 
ſammenſtoß mit der Polizei, der die Urſache zu dem Prozeß 
war. In der erjten Injtanz wurden die Angeklagten zu Gefängnis 
ſtrafen von ſieben bis zehn Monaten verurteilt. Das Appellations- 
gericht ließ nunmehr die Anklage auf Überfall auf die 
Polizei und Widerſtand gegen die Staatsgewalt 
fallen. Es hielt nur ein Vergeben gegen den $ 123 betreffend 
Menſchen auflauf und Nuheſtörung für erwieſen. Das 
Urteil lautete af je vier Wochen Arreſt mit Bewäh⸗ 
rungsfriſt für ſämtliche Angeklagten. Die Bewährungsfriſt dürfte 
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jedoch keinen praktifchen Wert mehr haben, da die Verurteilten 
durchweg zwei und mehr Monate in UnterJubungs- 
haft zugebracht haben. 

Das Bezirksgericht in Königshütte hat gegen zehn Deutſche 
in Antonienhütte und Umgebung Anklage wegen angeb⸗ 
licher Seheimbündelei erhoben. Nach der Anklageſchrift ſollen 
die Angeklagten in Antonienhütte eine „Deutſche Steifchar für Polen“ 
gegründet haben, deren Beſtehen und Sweck vor den Behörden geheim 
gehalten worden ſei. Die Kreisbehörden ſeien dieſer Organiſation jedoch 
bereits in ihren Anfängen auf die Spur gekommen, Jo daß ſie nicht über 
Antonienhütte hinausreichte. 


Entpolitifierung der Gewerlſchaflen. 


Ein Seichen der politiſchen Bereinigung, die ſich in Polen vollzieht, 
iſt die Loslöfung der Gewerkschaften von den Parteien. Teils vollzieht 
ch dieſe Loslöfung freiwillig, teils unter dem Druck der Regierung. 
So hat die Pandespereinigung Krakau der Christlichen Gewerk- 
ſchaften erklärt, daß ſie ſich von den politiſchen Ein- 
flüffen der Chriſtlichen demobratiſchen Partei 
Korfantys freimachen und in Zukunft ihre Tätigkeit ausſchließ⸗ 
lich „zum Wohl des Vaterlandes und der Kirche“, und zwar nur auf 
gewerkſchaftlichem und kulturellem Gebiete, ausüben und für die chrift- 
liche Arbeiterſchaft kämpfen wolle. Sum ſichtbaren Seichen dieſer 
N haben die Gemwerkfchaften ihre Büros aus dem Partsigebäude 
verlegt. 

Weiter hat der Vorſtand der Vereinigung der pol⸗ 
niſchen Berufsverbände beſchloſſen, daß keiner der Ver- 
bandsfunktionäre ſich politiſch betätigen dürfe. Da mehrere Vorſtands⸗ 
mitglieder der Vereinigung der Nationalen Arbeiterpartei angehörten, 
zum Ceil jogar Abgeordnete dieſer Partei waren, mußten ſie ihre 
politiſchen Amter niederlegen, Jofern ſie nicht aus dem 
%erufsverbande ausſcheiden wollten. Durch dieſen Beſchluß bat ſich die 
Vereinigung von der Nationalen Arbeiterpartei, die 
zur Regierung in Oppoſition ſteht, diſtanziert. Es bleibt abzu- 
warten, welche Folgen diefer Schritt für die Haltung der Berufsver- 
bände gegenüber dem Negierungsblock haben wird. \ 

In die Tätigkeit einer Reihe von Gemerkfchaften hat die Regierung 
felber eingegriffen. Die Politifche Polizei hat in den Warſchanuer 
Geſchäftsräumen des Zentralverbandes der Gafthaus- 
und Hotelangeſtellten, des Berufsverbandes der 
Suckerbäckergehilfen und des Berufsverbandes 
der Küchenmeiſter Hausſuchungen vorgenommen und zahlreiches 
belaſtendes Material beſchlagnahmt. Die Ceſchäftsräume der drei 
Sewerkfchaftsverbände wurden verſiegelt. Die Polizei ſoll feſtgeſtellt 
haben, daß dieſe Gewerkſchaften enge Fühlung mit kommu⸗ 
niſtiſchen Kreiſen gehabt und ſich ſtaatsfeindlich betätigt haben. 
Mit der Auflöfung der drei Verbände iſt zu rechnen. 


Beitere maßnahmen gegen Pletz. 


Das Kattowitzer Wojewodſchaftsamt hat neue Maßnahmen gegen den 
Prinzen von Pleß angeordnet. Am 10. Auguft foll die geſamte Schloß - 
einrichtung des Stammſchlofſes pleß ſowie des 
Schloſſes in Promnitz zur Swangsverſteigerung kommen. Am 
gleichen Tage ſoll auch in den fürjtlichen Sägewerken der Beſtand an 
Schnittholz meistbietend verſteigert werden. Es iſt bis⸗ 
her dem Prinzen trotz aller Bemühungen nicht gelungen, mit den polniſchen 
Behörden in der Frage der Steuerrückſtände zu einem Einverſtändnis zu 
kommen. Die polniſche Preſſe gibt unumwunden zu, daß die hohen 
Steuerforderungen erfolgen, weil der Prinz kein „loualer Staatsbürger 
Polens“ ſei. Die Illoyalität beſteht nach Anſicht der polniſchen Preſſe 
darin, daß der Prinz trotz aller verſteckten und offenen Aufforderungen 
von polniſcher Seite den Vorſitz im Deutſchen Volksbund bisher nicht 
niedergelegt hat. 

Die Arbeiter der Gruben des Fürſten von Pleß haben ſchwer 
darunter zu leiden, daß die fürſtliche Verwaltung infolge der Swangs- 
maßnahmen des Finanzamts nicht in der Lage iſt, die Löhne bei ihrer 
Fälligkeit voll an die Bergarbeiter auszuzahlen, ſondern dieſe immer 
nur mit Cei 5 hlungen abfinden muß. Infolgedeſſen fand in 
Koſtuchua eine elegſchaftsverſammlung der der- 
ſchäch te ftatt. In der Verſammlung wurde die verzweifelte 
Lageder Arbeiter geſchildert, die an den Tagen der Feierſchichten 
den ganzen Tag über auf der Grube warten in der Hoffnung, daß viel⸗ 
leicht Geld für die Auszahlung der Löhne eintreffe. In einer Ent- 
ſchließung wurde Proteft erhoben gegen die Veſchlagnahme der für 
die Lohnzahlungen beſtimmten Gelder durch das Finanzamt und gegen 
die unfreundliche Behandlung, welche eine Delegation der Bergarbeiter 
bei dem Leiter der Finanzabteilung in Kattowitz, Kanghofer, erfahren 
habe. Er wurde weiter beſchloſſen, ſich mit den Belegſchaften der 
übrigen Pleſſer Gruben in Verbindung zu ſetzen, um durch ein geme.n- 
ſames Vorgehen endlich wieder die regelmäßigen Lohnzahlungen zu er— 
reichen. 


Ae Polen in der Achechel. 


Die poluiſchen Abgeordneten des Prager Parlaments 
find aus der Regierungs koalition ausgetreten. Dieſer 
Schritt hat in der polniſchen Minderheit allgemeine Suſtimmung, ge- 
funden; er wird als ein Wendepunkt in der Politik der polnifchen 
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Volksgruppe in der Cſchechoflowakei angeſehen, die ſich bisher lrotz 
aller Schikanen dem Negierungsblock zur Verfügung geſtellt hatte. Jetzt 
wird eine Oppoſitionsſtellung bezogen, und die Polen ſehen 
ſich bereits nach Bundesgenoſſen unter den Slowaken 
und Ukrainern ſowie den ſchechiſchen Oppoſitionsparteien um, 
mit denen fie einen Jlawilchen Wahlblock „zum Kampf um die Ordnung 
und Gleichberechtigung in der tſchechoſlowakiſchen Republik“ zu bilden 
beabſichtigen. Es iſt natürlich eine große Frage, ob die anderen zahlen 
mäßig viel ſtärkeren ſlawiſchen Volksgruppen der Tjchechojlowakei ſich 
der polnischen auſchließen werden. 


Ae Danzig-nolniſchen Diriſchaltsverhandlungen. 


Wie von ſeiten des Danziger Senats amtlich mitgeteilt wurde, 
wurden die ſeit geraumer Zeit zwiſchen Danzig und Polen 
geführten Verhandlungen zur Regelung verſchiedener 
ſtrittiger Fragen, wie der Einfuhrkontingente für Danzig, des Ver- 
kehrs mit Lebensmitteln, der Marktregelung für landwirtſchaftliche 
Erzeugniſſe und Siſche, des Veterinärverkehrs und Pflanzenſchutzes 
ſowie einer Reihe von Sollangelegenheiten am 25. Juli zu einem ge— 
wiſſen Abſchluß gebracht. Die fertiggeltellten Abkommensentwürfe 
Werben jetzt den beiden Regierungen zur Genehmigung vorgelegt 
worden. 


Deulſch-polniſche Grenzübergänge 


Der „Driennik Uſtaw“ veröffentlichte die deutſch-polniſche 
Vereinbarung vom 17. März d. J. über Sollſtraßen 
und ſonſtige Hrenzübergänge, die damit in Kraft tritt. 
Nach dieſer Vereinbarung beſtehen insgeſamt 95 anerkannte 
Sollſtraßen, die von Deutjchland nach Polen führen, ſowie 3 3 
lonftige Srenzübergänge, die nur zu beſtimmten Seiten 
oder zu beſtimmten Zwecken benutzt werden können, wie beiſpielsweiſe 
zum Kirchenbeſuch, für die Sollabfertigung von Hol; uſw. Die Ver- 
einbarung findet auf übergänge im Eiſenbahnverkehr ſowie auf 
Waſſerſtraßen keine Anwendung. Das Abkommen iſt auf die 
Dauer von ſechs Jahren abgeſchloſſen worden. 


Ae Aulohändler für erleichterten Wagenimport. 

Die Vereinigung der Automobilhändler Polens 
bat kürzlich cine Broſchüre erſcheinen laſſen, die auf Grund ſtichhalliger 
Argumente für weitgehende Sollerleichterungen bei 
der Einfuhr ausländiſcher Automobile eintritt. Ju 
dieſer Schrift heißt es u. a., daß Polen gegenwärtig 26 133 Kraft- 
wagen beſitze, d. h. einen Kraftwagen auf 1369 Menſchen. Daher 
nehme Polen hinter Algier, Mexiko, Argentinien, den Phitippinen 
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und China die vierzigite Stelle in der Welt ein. Aus der Broſchüre 
geht hervor, daß die Sahl der regiſtrierten Kraftwagen 
in Polen Jeit 1927 (jeweils am J. Januar) folgende Entwick- 
lung zeigt: 


1927: 16509 Kraftwagen, 1931: 39 O00 Kraftwagen, 
1928: 22 000 Be 1932: 28.000 5 
1929: 29 500 51 1033: 25 245 


1930: 37.000 15 1934: 26 133 15 

Um dieſen enormen Rückſtand in der Motoriſierung des Landes alls 
mählich aufzuholen, ſpricht ſich die Schrift für weitgehende Er- 
leichterungen in der Beſteuerung und Regiſtrie- 
rung von Kraftwagen nach deutſchem Mufter aus. Da 
die Verſuche, eine eigene Autoinduftrie im Lande zu ſchoffen, miß— 
glückt ſeien, wird eine möglichſt ſtarke Senkung der Einfuhr 
zölle gefordert, mit dem Hinweis, daß durch den dann zu erwartenden 
erhöhten Import die Solleinnahmen des Staates weſentlich ſteigen 
würden. 


die neuorganiſallon der Handelskammern in Polen. 


Durch eine neue im Staatsgeſotzblatt veröffentliche Verordnung 
des Handesminiſters wird die Sahl der Handelskammern 
in Polen auf lo feſtgeſetzt. Die bereits im vergangenen 
Jahre geſchloſſene Handelskammer in Bromberg und die Handels- 
kammer in Bielit werden aufgelöſt. In dieſen beiden Handels- 
kammern hatten die deutſchen Induſtriellen und Kauf 
leute noch eine gewiſſe Bedeutung. Nach der neuen 
Verordnung wird für die ganze Wojewodſchaft Schleſien nur die 
Handelskammer in Kattowitz tätig und der Bielitzer Indultrie- 
kreis ihr unterstellt ſein. Die übrigen Handelskammern befinden ſich 
in Warſchau, Polen, Krakau, Lodz, Lemberg, Lublin, Gdingen, 
Wilna und Sosnowitz. 


Graf Raczunſki 


Der Wojewode von Polen, Graf Naczunfki, wurde zum 
Unterſtaatsſekretär im Landwirtſchaftsminiſterium ernaunt. Diefe Er- 
neunung eines Vertreters des Poſener Adels wird in 
gewiſſem Sinne als Gegengewicht gegen den neuen Land 
wirtfbaftsminifter Poniatowſbi angefeben, der einer 
Begünſtigung der Kleinbauern zuneigt. — Sum kommiffarifchen Stadt- 
präfidenten von Warſchau ift an Stelle des zum Innenminifter er- 
nannten Oberſten Kofcialkowfki der frühere Unterſtaatsſekretär im 
Sinanzminifterium und jetzige Vizepräſident der polniſchen Landes- 
wirlſchaftsbank Star zyufki ernannt worden und nicht der Woje- 
wode von Kattowitz, Grazunſki, wie das Gerücht umging. 


Engliſche Anleihe für Polen. 


Polen iſt als ein kapitalarmes Land ſchwerlich in der Lage, ſeine 
großen Straßenbau-, Elektrifizierungs- und ſonftigen Projekte aus 
eigener Kraft zu finanzieren. Es iſt bei dieſen Maßnahmen, deren 
Durchführung Hunderte von Millionen koſtet, auf die Finanzhilfe des 
Auslandes angewieſen, zumal jetzt, da alle verfügbaren Mittel wohl 
auf längere Seit für den Wiederaufbau der von der Hochwaſſer- 
kataſtrophe heimgefuchten Gebiete verwandt werden müllen. 
findet auch, ſeitdem ſich ſeine politiſchen Verhältniſſe durch die Ver— 
ſtändigung mit Deutjchland gefeſtigt haben, bei den Wirtfehafts- 
kreiſen des Auslandes größeres Entgegenkommen als früher. Sreilich 
kommt es den ausländiſchen Geldgebern nicht auf eine bloße Kredit- 
operation an, ſondern fie gehen darauf aus, mit der Hergabe von Kre— 
diten eine Steigerung ihrer Ausfuhr nach Polen zu verbinden. 

Ein Beiſpiel hierfür ſind die Verhandlungen über die Finanzierung 
des Straßenbaues in Polen, die nach polniſchen Preſſemeldun⸗ 
gen zur Seit zwiſchen einem engliſchen Autokonzern und maßgebenden 
polniſchen Stellen ſtattfinden. Polen foll ſich dafür, daß ihm eine An- 
leihe für den Ausbau feines Straßennetzes zur Verfügung geſlellt wird, 
verpflichten, dem Konzern gewiſſe ſehr weitgehende Sollermäßigungen 
für die Einfuhr feiner Kraftwagen zuzugeftehen. Ein Blatt nennt als 
Darlehnsſumme den Betrag von 800 Millionen Slot (0, für welchen 
Betrag innerhalb Jo Jahren 5700 Kilometer Straßen in Polen gebaut 
werden ſollen. Die „Danziger Neueſten Nachrichten“ veröffentlichten 
einen Bericht ihres Londoner Mitarbeiters, der von einem engliſchen 
Anleiheangebot von 30 Millionen Pfund Sterling an Polen für Straßen- 
bauzwecke wiſſen will. Ein ähnliches Angebot foll auch von ameri- 
kaniſcher Seite vorliegen, die ſogar bereit fein ſoll, in Polen 
eine eigene Autofabrik einzurichten. Da der gegenwärtige Kraftwagen 
beſtand Polens die Sahl von 25000 nur wenig überſteigt, glaubt man 
in engliſchen Automobilfabrikantenkreiſen, daß bei einem Ausbau des 
Straßennetzes unſchwer 5—1o ooo Wagen jährlich in Polen abgeſetzi 
werden könnten. In polniſchen Wirtſchaftskreiſen will man den letzten 
Londoner Beſuch des Oberſten Slawel mit dieſen Anleiheplänen in Ver- 
bindung bringen. Der Krakauer „Sluſtrowang Kurjer Codziennu“ 
ſchreibt jedoch, daß an zujtändiger Stelle von einem ſolchen Anleihe— 
angebot nichts bekannt ſei. Da ſich dieſe Gerüchte jedoch ſeit einiger 
Seit hartnäckig behaupten, dürften ſie einen Kern Wahrheit enthalten, 
wenn auch die verſchiedentlich genannten Summen, die die Höhe von 
faſt zwei Dritteln des polniſchen Jahreshaushaltsplanes erreichen, weit 
übertrieben ſein dürften. Sicher iſt, daß Polen jur Durchführung ſeines 
Straßenbauprogramms fremder Hilfe bedarf. 


Polen 


Polen und die deutſche Deviſenpolitik. 


Von polniſcher Seite wird die deutſche Devifenpolitik als ein Haupt— 
bindernis für die weitere Ausgeſtaltung der veutfch-polnifchen Wirt- 
ſchaftsbeziehungen bezeichnet. Die „Polſka Goſpodarcza“, die Wochen— 
ſchrift des Warſchauer Handelsminiſteriums, hat ſich kürzlich mit der 
Frage der Deviſenzuteilung beſchäftigt: Polen habe von Deutſchland 
eine Sonderbehandlung auf deviſenpolitiſchem Sebiet zu beauſpruchen. 
denn es gehöre in keine der drei Ländergruppen, mit denen es die 
deutſche Deviſenpolitik zu tun habe: Es habe keine Beſchränkungen des 
Oeviſenhandels, es ſei kein Gläubigerland und gehöre auch nicht in die 
Eruppe der überſeeſtaaten. Polen habe deshalb eine beſondere Vorzugs— 
behandlung von Deutſchland zu erfahren, der jetzige Zujtand könne ſchon 
mit Nückficht auf die völlige Unſicherheit für den polniſchen Ausfuhr 
händler nicht lange fortdauern. 

Bei dieſer Beweisführung geht die „Hazeta Hoſpodarcza“ von der 
Catſache aus, daß ſeit März d. J., d. h. ſeit dem Abſchluß des deutſch— 
polniſchen Wirtſchaftsprotokolls, die Einfuhr Polens aus Deutſchland 
etwas geſtiegen, die Einfuhr Deutſchlands aus Polen dagegen etwas 
zurückgegangen it. Das polniſche Blatt ſieht darin einen Beweis dafür, 
daß ſich die Wirtſchaftsverſtändigung einſeitig zu Deutſchlands Gunften 
ausgewirkt habe. Dieſe Art der „Gazeta Hoſpodarcza“, die Dinge 
zu betrachten, iſt jedoch grundſätzlich falſch. Um der Lage gerecht zu 
werden, muß man die Entwicklung des deutſch-polniſchen Waren- 
verkehrs innerhalb eines längeren Seitraumes und vor allem das gegen- 
ſeitige Verhällnis von Ein- und Ausfuhr betrachten. Da zeigt es ſich 
aber, daß die deutſche Ausfuhr nach Polen in den erſten fünf Monaten 
des laufenden Jahres im Vergleich zur entſprechenden Seit des Vor- 
jahres um 40 v. H. zurückgegangen, die polniſche Einfuhr nach Deutſch— 
land dagegen ein wenig geſtiegen iſt: und vor allem zeigt es ſich, daß 
der Wert der deutſchen Einfuhr aus Polen den der deutſchen Ausfuhr 
dorthin in den erſten fünf Monaten dieſes Jahres faſt um das Doppelte 
übertroffen hat. Die Handelsbilanz iſt für Polen alſo ftark aktiv. 

Die „Polſka Goſpodarcza“ hat gar keinen Grund. ihre Ausführun- 
gen in der Behauptung gipfeln zu laſſen, daß das Gleichgewicht in den 
deutſch-polniſchen Wirtſchaftsbeziehungen durch die deutſche Deviſen— 
zuteilung „völlig erſchüttert“ ſei. Im Gegenteil: dieſes Gleichgewicht 
muß erſt durch eine Verringerung der polniſchen Einfuhr nach Deutjch- 
land bzw. durch eine Steigerung der deutſchen Ausfuhr nach Polen, 
alfo durch einen Ausgleich der Handelsbilanz hergeſtellt werden. Wenn 
demnach Polen dem deutſchen Export kein Entgegenkommen zu zeigen 
bereit iſt, wird es eine Schrumpfung ſeines eigenen Exportes nach 
Deutfchland als unausweichlich in Kauf nehmen müſſen. 
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Einigung im Fall Zyrardow. 


Vor Monaten kam es wegen der Textilwerke Furardow zu einem 
ernftlichen Konflikt zwiſchen Polen und Frankreich. Die polniſche Preſſe 
richtete ſcharfe Angriffe gegen das in Polen tätige framzöſiſche Kapital: 
die polniſche Regierung wandte ſich öffentlich und in diplomatiſchen 
Verhandlungen gegen die Ausbeutermethoden des „Kolonialkapitals“. 
Über die Zyrardower Werke wurde durch Urteil eines polniſchen Gerichts 
die Sefchäftsaufficht verhängt; Frankreich ſperrte den Werken die Mittel 
und drohte mit der Stillegung des Unternehmens, deſſen überwiegende 
Aktienmehrheit ſich in feinem Beſitze befindet. Nachdem mak dann 
lange Seit über den „Sall Syrardom“ in der Öffentlichkeit nichts mehr 
gehört hatte, kommt jetzt die Nachricht, daß der Konflikt, und zwar 
im weſentlichen zugunſten der polniſchen Aktionärgruppe, beigelegt worden 
iſt. Dieſe erhält drei von fünf Sitzen des Noviſionskomitees. Im Vor- 
ſtand ift ſie durch zwei Mann vertreten. Zur Schlichtung und Prüfung 
aller Unſtimmigkeiten wird ein Schiedsgericht eingeſetzt, dem von 
polniſcher Seite Prof. Rrzyzanomjki, einer der Führer im Streit 
um Surardow, von franzöſiſcher Seite der Präſident der Parifer 
Advokatenkammer Labbe angehören und zu deſſen Vorſitzenden ein 
Pole, entweder der ehemalige Außenminiſter Zalejki oder Sürft 
Janus -Nadziwill. berufen werden ſoll. Die Franzoſen ſollen 
überdies alle widerrechtlich abgehobenen Beträge zurückerſtatteu und 
das Werk zu ſeiner vollen Leiſtungsfähigkeit ausbauen. Demnach hat 
Srankreich im Falle Sprardow vor ſeinen polniſchen 
Schuldnern zurückweichen müſen. 

Es ſei in dieſem Suſammenhange noch einmal an die Geſchichte dieſes 
tupiſchen Falles framöſiſcher „Sinanzhilfe“ für befreundete Länder er⸗ 
innert. Der Ort Zyrardom, der an der Strecke Lodz — Warſchau liegt, 
hat ſeinen Namen von dem franzöſiſchen Ingenieur Girard, der vor 
über hundert Jahren dort eine Flachsſpinnerei begründete. Ihren Auf 
ſchwung verdankt die Stadt den Deutſchen, die die notleidend 
gewordene Manufaktur ein Jahrzehnt ſpäter übernahmen und zu einer 
Höhe und Größe entwickelten, daß der Name Surardow zum Inbegriff 
einer der bedeutendſten und angefehenſten Firmen und einer blühenden 
Induſtrieſtadt wurde. Zu einer Zeit, als im alten Nußland noch niemand 
an Volkswohlfahrt dachte, ſchufen der Deutſche Dietrich und 
ſpäter ſein Sohn Schulen, Kinderheim, Krankenhaus, 
Werkſparkaſſe, Altersheim, Invalid enfürſorge. In 
einem ſchönen Werksheim fanden Arbeiter und Angeſtellte Erholung, 


Seſelligkeit und Fortbildung. 9000 Arbeiter und ein großer 
Augeſtelltenſtab hatten bei Kriegsausbruch ihr Brot in den ausgedehnten 
Spinnereien, Webereien und Wirkereien, und fie galten als der Adel 
der Arbeiterſchaft. Der Glanz und das Anjehen der Firma, die Cüchtig⸗ 
keit, Großzügigkeit und ſoziale Gefinnung ihres Leiters teilten ſich 
ihnen mit. Im Kriege aber zerſtörten die Nuſſen die Fabrik auf 
ihrem Nückzuge Jo gründlich, daß kaum ein Stein auf dem andern blieb. 
Schon während der Seit der deutſchen Beſetzung wurde mit dem 
Wiederaufbau begonnen. Nach dem Kriege kam das Werk unter ſtaat⸗ 
liche Swangsaufficht. Die Fabrik kam wieder auf eine Beſchäftigten⸗ 
zahl von 5600. Aber eine Dauereinrichtung konnte die jtaatliche Gwangs- 
verwaltung natürlich nicht ſein, und ſo kam die Aktienmehrheit eines 
Tages in die Hände eines Kouſortiums franzöſiſch⸗ 
jüdiſcher Bankiers, Sunächſt ſchien alles gut zu gehen. Aber 
im Jahre 1026 wurde der Vertrauensmann der Franzoſen in der Leitung 
des Werkes durch einen neuen Generaldirektor erjett, einen Elſäller 
namens Köhler -Badin, der ſich in der Schwei hatte naturaliſieren 
laffen. Ein Mann, der rückſichtslos die Heldintereſſen ſeiner 
Auftraggeber vertrat, dem jedes ſoziale Empfinden fehlte, der die 
eingeſeſſenen Angeſtellten auf die Straße warf und durch Sranzojen 
erſetzte und die Geſamtbelegſchaft der Werke ſchließlich auf 2100 herab- 
drückte. Er war bei Arbeitern und Angeſtellten verhaßt. Die ganze 
Stadt, die ja von dem Werke lebte, haßte den Fremden. Im April 1932 
wurde er in Warſchau von einem entlaffenen Angeſtellten feines Werkes 
auf offener Straße erſchoſſen. Der Täter wurde vom 
Gericht nur zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt, und in der Berufungs- 
inſtanz wurde dieſe Strafe noch weiter ermäßigt. Er galt für die polniſche 
Öffentlichkeit nicht als Mörder, ſondern als der Rächer der Untere 
drückten. Damals begann ſich die allgemeine Aufmerkſamkeit dem Sall 
Jurardow zuzuwenden. Es wurden unfaubere Gefchäfts- 
praktiken der franzöſiſchen Aktionäre und ihrer 
Beauftragten entdeckt, Schiebungen, Steuerhinterziehungen, Bilanz- 
verſchleierungen, Nieſengehälter für die Landfremden, Hungerlöhne für 
die heimiſche Augeſtellten- und Arbeiterſchaft. Surardow wurde zum 
Sumbol des Kampfes gegen die finanzielle Verſklavung des polniſchen 
Volkes durch Frankreich. Im Frühjahr d. F. kam es zum offenen 
Konflikt, aus dem nunmehr die polniſche Seite als — vorläufiger — 
Sieger hervorgeht. 


Die Richtlinien des Deutſchen Volksbundes. 


Am 28. Juli fand in Kattowitz die Jahreshaupfverſamm-⸗ 
lung des Deutſchen Volksbundes ſtatt. Zum Präſidenten 
des ‚Bolksbundes wurde Prinz von Pleß wiedergewählt. J. Vize⸗ 
präſident iſt der Seſmabgeordnete Franz, 2. Vizepräfident Bürger⸗ 
meiſter a. OD. Michatz. Als 1. Geſchäftsführer gehört Dr. Uli tz, 
als Sundikus Aſſeſſor Libera dem Vorſtande an. Folgende Grund- 
del Richtlinien für die Arbeit des Deutſchen Volksbundes wurden 

0 oſſen: 


. J. Der DVB. ſtrebt die Sujammenfafjung aller 
Menfhen deutſcher Sprache, deutſchen Denkens 
und Fühlens in der Woſjewodſchaft Schleſien an. Er dient dem 
Aufbau der deutſchen Volksgemeinſchaft. Die deutſche Volksgemein- 
Schaft iſt nicht Gwangs-, ſondern Gejinnungsgemeinjchaft. Ihr Funda⸗ 
ment iſt die Treue zum Volkstum durch Bekenntnis und Cat. 

2. Der DVB. fordert von feinen Mitgliedern das offene unbeirr- 
bare Bekenntnis zum Deutſchtum. Dieſes Bekenntnis iſt unab- 
bängig von der politiſchen oder religiöſen Aber 
zeugung des einzelnen. Der DVB. lehnt jeden Anjpruch von 
politiſchen Parteien auf eine Sonderſtellung in ihm ab. Der BVB. 
ft nicht der Vertreter der ſtaatsbürgerlichen politiſchen Rechte des 
Deutfchtums. 

3. Der DVB. fordert von Jeinen Mitgliedern unbedingte 
taatebürgerliche Pflichterfüllung. Er fordert von ihnen 
die gleiche Achtung vor dem polnischen Volke und jeiner Kultur, die 
wir als Deutſche für unfer Volkstum beanfpruchen. 

4. Die deutsche Volkesgruppe in Polen unterliegt in ihrem völkischen 
und in der Geſtaltung ihres politiſchen Lebens ihrer Eigengefetzlichkeit. 
Sie darf keinem von außen kommenden politiſchen 
Einfluß börig fein. Der 5B. lehnt jeden ſolchen Einfluß ab. 
Als Glied des deutſchen Volkes haben wir teil an dem ſchickſalsſchweren 
Ringen um die Neugeftaltung der Geiſtigkeit unſeres Volkes. Dieſer 
Erſcheinung kann ſich kein Deutfcher entziehen. Wer die neu ſich 
bildende Geiſtigkeit ablehnt, muß ſich der Verantwortung bewußt 
bleiben, die jeder Deutjche für den Auf und das Anfeben feines Volkes 
trägt. Unſer nationales Gewiſſen verbietet, unſer Muttervolk vor 
anderen Völkern verächtlich zu machen oder anderen Völkern die Mög- 
lichkeit ju geben, Deutſche als Zeugen gegen deutſches Geſchehen auf- 
zurufen. Der DVB. foll Deutfche, die gegen diefe Pflicht nationaler 
Verantwortung verſtoßen, aus ſeinen Reihen ausſchließen. Bor einem 
ſolchen Beſchluß hat der Vorſtand der zuftändigen Bezirksvereinigung 
ſeine Abſicht und ihre Begründung dem Verwaltungsrat und dem 
Hauptvorſtand mitzuteilen, die in gemeinſchaftlicher eratung dazu 
Stellung nehmen werden. N 


5. Die Erhaltung unjerer völkiſchen Eigenart und die Wahrnehmung 
der uns nach natürlichem echt, nach der Verfaſſung und nach dem 
Minderbeitenfchutvertrage zuſtehenden Rechte erfordert Entſchlußkraft 
zur Klärung. In Kenntnis der eigenartigen ſprachlichen Verhältniſſe 
unferer Heimat und in Kenntnis der Tatfache, daß die Sprache 
nicht die ausſchließliche Vorausſetzung für das 
nationale Bekenntnis des Oberſchleſiers iſt, erklären 
wir: Der Oberſchleſier, der ſich zum Deutſchtum bekennt, hat die Pflicht, 
in feiner Familie unſer koftbarftes Kulturgut, die deutſche Sprache. 
zu pflegen. Wenn er dieſer Pflicht genügt, ſo muß und wird auch 
ſein Kind der deutschen Sprache mächtig fein. Die deutſche Schule darf 
nicht dem Vorwurf ausgeſetzt fein, als Mittel zur Entnationalifierung 
polniſcher Kinder mißbraucht zu werden. Die für die deutſchen 
Schulen gemeldeten Kinder Sollen der deutſchen 
Sprache mächtig ſein. 

6. Beſchäftigt ſich mit der Beitragsfrage. 

7. Als Mitglieder dürfen nur Perſonen aufgenommen werden. deren 
deutſche Volkszugehörigkeit außer Zweifel ſteht. Der gegenwärtige 
Mitgliederbeſtand iſt auf das ſorgfältigſte in diefer Hinſicht zu über 
prüfen. Wer nationalpolniſchen Organifationen angehört, die deutſch⸗ 
feindliche Bestrebungen verfolgen, kann nicht Mitglied des DVB. ſein. 

in Deutjcher, der fein Kind in eine polniſche Schule ſchickt, wenn am 
Orte eine deutſche beſteht, kann nicht Mitglied des DBB. bleiben 
oder werden. Ein Deutſcher, der den Rechtsschutz des DVB. in 
Anspruch nimmt und wiſſentlich unwahre Angaben macht, die den Be⸗ 
hörden berechtigten Anlaß zu Vorwürfen gegen den DVB. geben, iſt 
als Mitglied auszuſchließen. 

8. Kein Mitglied hat Anſpruch auf geldliche oder 
ſonſtige Unterſtützungen. Im Falle der Hilfsbedürftigkeit 
ſoll im Rahmen der vorhandenen Mittel geholfen werden. Unter- 
ſtützungen ſollen grundſätzlich erſt nach einjähriger Dauer der Mitglied- 
ſchaft gewährt werden. Über Ausnahmen entſcheidet der Vorſtand der 
zuſtändigen Bezirksvereinigung. Bei gleicher Bedürftigkeit hat das 
altere Mitglied den Vorzug. 

9. Die Einrichtungen des DBB. (Wanderheime, Ferienlager, Er- 
holungsfürſorge uſw.) ſtehen in erſter Neihe ſeinen Mitgliedern offen, 
Erſt wenn dem Bedürfnis der Mitglieder Rechnung getragen iſt, können 
auch Nichtmitglieder berückſichtigt werden. Die Berückſichtigung von 
Nichtmitgliedern hängt von dem Gutachten des Vorſtandes der ju⸗ 
jtändigen Bezirksvereinigung über ihre deutſche Volkszugehörigkeit ab. 

10. Beihilfen an deutſche Vereine ſollen grundſätzlich nur dann ge— 
währt werden, wenn zur Seit der Antragſtellung mindeſtens die Hälfte 
ihrer Mitglieder die Mitgliedſchaft im VVB. beſitzt. 
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Seitfäße der Jungdeutſchen Partei für Polen. 


J. Wir find Glieder des großen deutſchen Volkes und wollen an feiner 
kulturellen und geiſtigen Entwicklung teilhaben. 

2. Als Deutſche ſind wir Chriſten. Wir machen keinen Unter- 
ſchied zwiſchen Katholiſchen und Evangelifchen und kennen keine Streitig- 
keiten in diefer Hinficht. Wir verwerfen das Scheinchriſtentum und wollen 
den chriſtlichen Glauben durch die Tat beweiſen. 8 

3. Wir find Sozialiſten. Tiefftes ſoziales Verantwortungsgefühl 
gegenüber jedem Volksgenoſſen macht es uns zur Aufgabe, die grund- 
ſätzlichen Fehler und Mängel unſeres Wirtſchafts- und Kulturlebens zu 
bekämpfen. 

4. Wir ſind keine Marxiſten. Der internationale Marxismus 
hat dem deutſchen Menſchen überall nur geschadet. Er hat uns Deutſche 
in völkiſcher und ſozialer Hinſicht irregeführt. 

5. Wir bekämpfen das internationale Sinauz- und 
Leih kapital, weil es bejtrebt iſt, die geſamte Wirtſchaft unter Ent- 
rechtung des ſchaffenden Menſchen für ſeine Machtgelüſte auszunutzen. 

6. Wir wollen die Wirtſchaft zu ihrem ureigenſten Zweck zurück- 
führen. Sie iſt dazu beſtimmt, dem Volksganzen zu dienen. Bisher haben 
ſich nur einige wenige bereichert. Unſer Srundfatz iſt: Gemein- 
nutz geht vor Eigennuß. 

7. Wir erkennen das Privateigentum an. Jedoch muß es 
ehrlich erworben ſein und ſo angewendet werden, daß es der Volks— 
gemeinſchaft dient. 

8. Wir lehnen jede Semeinſchaft mit dem Juden 
ab, da er weder dem Blute noch der Naſſe oder Abſtammung nach zu 
uns gehört. Deswegen können wir auch einen Juden nie als Deutſchen 
anſehen, ſelbſt wenn er die deutsche Sprache als ſeine Mutterſprache 
bezeichnet. 


9. Wir ſind eine ſelbſtändige politiſche Partei 
der Deutſchen in Polen. Wir haben keine Bin- 
dungen zum Ausland. 

0. Wir wollen durch die Schaffung erträglicher Pebensbedingungen 
die Erhaltung des Deutſchtums in Polen gewährleiſten. Dazu gehört 
vor allem die Behauptung des deutſchen Beſitzſtandes. 

11. Wir wollen unſere Pflichten als Staatsbürger 
gewiſſenhaft erfüllen. Wir verlangen dafür aber, daß der 
Staat aus genügend Lebensraum und die freie Betätigung zur Wahrung 
unſerer deutſchen Kulturgüter gewährt. 

12. Wir verlangen von den Vertretern unjeres Deutjchtums pein- 
lichſte Sauberkeit in allen ihren Handlungen und ſelbſtloſe Aufopferung 
für die Erfüllung der ihnen geſtellten Aufgaben. 

15. Wir verlangen von jedem deutſchen Volksgenoſſen, daß er ſich 
rückhaltlos zum Deutſchtum bekennt, nicht nur durch das Wort, ſondern 
vor allem durch die Cat. 

14. Wir ſind feſt entfchloffen, für jeden deutſchen Volksgenoſſen ein— 
zutreten und ihm helfend beizuſtehen. 

15. Wir wollen SelbftJucht und Eigennutz aus unſerer VBolksgemein- 
ſchaft herausreißen. Der Beſtand unferes Volkstums ift 
wichtiger als das Wohlergehen des einzelnen. 

16. Wir wollen Rlaffengeift und Standes dünkel aus- 
rotten, weil ſie die Grundlagen unſerer Volksgemeinfchaft zerſtören. 
Auch der ärmſte Deutſche it unſer Volksgenoſſe. 

7. Wir verlangen vollſte Freiheit für die Ausübung unferer politiſchen 
Rechte. Kein deutſcher Volksgenoſſe darf in feiner Betätigung für das 
Deutſchtum gehindert werden. 


„Der Geſellige“ und das Jahr 48. 


Nach der Niederlage von 1830/31 hatten die Polen mit ihrem 
Königreich nicht auch die Hoffnung auf deſſen Wiederaufrichtung zu 
Grabe getragen. Als ſchließlich auch der von der Pariſer Emigration 
1846 angezeltelte allgemeine Polenaufſtand ein Schlag ins Waller 
wurde, bekam die kaum erſt beſchwichtigte Bewegung durch die 
Nevolution von 1848 neuen Auftrieb. Durch den Begnadi- 
gungserlaß Friedrich Wilhelms IV. erhielten neben vielen anderen 
Elementen auch die Landesverräter Pudwik Mieroslawſki, 
Dr. Libelt und Genoſſen die Freiheit wieder, die ſie ſofort dazu 
benutzten, einen neuen Auſſtand in Szene zu ſetzen. Die Polen - 
freundſchaft Friedrich Wilhelms IV., die romantiſche 
Polenſchwärmerei jener Cage, die auch Jo manchem deutſchen Negie⸗ 
rungsbeamten in Berlin und in der Provinz das Verſtändnis für die 
Probleme des Oftens nahm, und der unzulängliche Schutz, den die 
Regierung dem Netzediſtrikt angedeihen ließ, verſchaffte den Rebellen 
leichtes Spiel. Während der König mit der polniſchen Delegation 
verhandelte und ihr Sugeſtändniſſe betreffs der Reorganijlation 
des Großherzogtums Poſen machte, erließ das polniſche 
Nationalkomitee, das ſich in Poſen gebildet hatte, Inſtruktionen „an 
die polniſchen Brüder, welche im preußiſchen Heere dienen“ und for⸗ 
derte zum Bruch des Sahneneides auf; es ernannte Kreiskommiſſare 
und benahm ſich wie eine polniſche Negierungsbehörde, alles auf 
Srund der Kabinettsorder vom. 2 J. März 1848, in der 
Friedrich Wilhelm IV. den Polen eine „nationale Reorganijation 
des Großherzogthums Poſen“ zugeſagt hatte. Zur Verwirklichung 
dieſes königlichen Verſprechens und der national=polnifchen Wünſche 
bildete ſich in Poſen neben dem Nationalkomitee. in dem alle Fäden 
des Aufſtandes zuſammenliefen, unter dem Vorſitz des ſchwächlichen 
Oberpräſidenten Beurmann eine „Kommiflon zur natio- 
nalen Neorganiſation des Großherzogthum s 
Pofen“ Sie beſtand vorwiegend aus Polen. Als „Behörde“ 
galt in Poſen das polniſche Nationalkomitee, das — alles unter 
preußiſcher Herrſchaft! — innerhalb der Provinz einen vorzüglich 
funktionierenden polniſchen Kurierdienſt unterhielt. Poſtkomitees ein- 
richtete, Steuern (auch von deutſchen Gutsbeſitzern!) einzog und drauf 
und dran war, eine reguläre polniſche Armee außzuſtellen. 

Das Sentrum der preußiſchen Gegenbewegung 
war Bromberg. Angeſichts der Vorbereitungen der Polen und 
der Laſchheit der preußiſchen Negierungsorgane bemächtigte ſich der 
deutſchen Bevölkerung Poſens und Weſtpreußens eine berechtigte 
Unruhe. die ſich bis zum Siedepunkt ſteigerte, als man erfuhr, daß 
der königliche Rommilfar, Seneralmajor von Williſen, in 
der Konvention von Jaroslawietz vom 11. April 1848 den Polen das 
unerhörte Sugeſtändnis gemacht hatte, daß die zum Dienſte taugenden 
Inſurgenten als Stamm für die „Poſenſche Divilion“ beiſammenbleiben 
ſollten. Noch am Abend desſelben Tages. on dem dieſes Ab— 
kommen geſchloſſen wurde, ſahen ſich der kommandierende General 
von Colomb und der Kommandant von Steinäcker genötigt, 
Williſen vor der empörten deutſchen Volksmenge nach Fort Winiaru 
in Sicherheit bringen zu laſſen. Die Deutſchen der beiden bedrängten 
Provinzen befanden ſich in einer äußerſt ſchwierigen Lade. mußten fie 
doch gleichſam gegen zwei Fronten ihr Deutfhtum ver- 
teidigen, nach außen gegen die Polen und nach innen gegen die. 
namentlich in demobkratiſchen Kreiſen, erhobene Forderung auf 
Wiederherſtellung eines ſelbſtändigen polniſchen Staates. gegen die 
Nachläſſigkeit der preußiſchen Regierung und die Langmut des ſchlecht 
beratenen Königs. Und Jo wandten fie ſich im „Geſelligen“, 


vom J. April 1848 ab, in Manifeſten, Proklamationen und Peti— 
tionen an den König und die Regierung, in Aufrufen, Anſprachen und 
Artikeln gegen die polniſchen Inſurgenten. Sie beſchworen ihren 
Herrſcher und die Regierung, endlich tatkräftig einzugreifen und die 
deutſchen Provinzen, die nicht der polniſche, ſondern der deutſche 
Pflug der Barbarei entriſſen und der Kultur und Siviliſation ent- 
gegengeführt hatte, dem preußiſchen Vaterland zu erhalten. Wie 
ganz anders die Polenfrage von der Grenzbevölkerung beurteilt 
wurde als von den Berlinern, das zeiat u. a. ein zwar derber aber 
recht deutlicher Brief weſtpreußiſcher Bauern an den 
Dichter Dr. Robert Prutz in Berlin, in dem es u. o 
heißt: „Ihr Hundeblut von Berlinern habt die verrätheriſchen “Pol- 
lacken befreit, die nun ſengen und morden. Das ſoll Euch gedacht 
werden, beſonders da Ihr deshalb das Maul voll nehmt und zu feig 
jeid, Euren Pöbel zu bändigen. Wir Bauern wollen Euch nicht er- 
nähren, damit Cure Brut uns zu Grunde richtet; wir werden Euch 
das Nachäffen der Franzoſen lehren!“ 

In Bromberg hatte ſich inzwiſchen, wie auch aus dem „Geſelligen“ 
hervorgeht, ein „Bürgerausſchuß zur Wahrung der 
Preußiſchen Intereſſen im Sroßberzogtbum 
Poſen“ konftituiert, der ſich ganz energiſch der polnischen Be⸗ 
wegung entgegenſtellte. Schon in dem „Aufruf zu einer preußiſchen 
Volksverſammlung in Bromberg auf Sonntag, den 9. April 1848“ 
weiſt er darauf hin, daß das polniſche Nationalkomitee in Poſen 
keinen andern Sweck verfolge, als den, „die ganze Provinz Polen 
vom Preußiſchen Staate losſureißen und einem neu zu gründenden 
Polenreiche einzuberleiben“. Er protejtiert gegen ein ſolches Ver— 
fahren, ſtellt auf das Beſtimmteſte die von der polniſchen Kommiſſion 
in Anfpruch genommenen Rechte in Abrede und verlangt. daß die 
Provinz Poſen bei Preußen verbleibe und dem Deutſchen Bunde ein— 
verleibt werde. 

Der „Geſellige“ brachte dieſes Manifeſt, das am beiten die Stim- 
mung der preußiſchen Bevölkerung in den bedrohten Prooinzen 
wiedergab, als Leitartikel in Nr. 30 des 48er Jahrganges. Es heiß! 
darin u. a.: „Bei der Kundwerdung des Königlichen Befehls — daß 
Generalmajor von Williſen nach Poſen geſandt fei, um die Reorgani- 
ſation der Provinz im Intereſſe der Polen herbeizuführen — ertönte 
ein Schrei der Entrüſtung durch alle deutſchen Kreiſe des Groß— 
berzogthums Poſen. Deutſchland ſcheint ganz im unklaren zu fein 
über unſere Verhältniſſe. Wir ſind die Bewohner des Netze 
Diftrikts. eines uralten deutſchen Diſtrikts, der nur eine Seitlang 
unter polniſchem Szepter ſtand und bereits feit dem Jahre 1772 mit 
Preußen vereinigt iſt. Nur zu unſerem Leidweſen wurde der Netze⸗ 
Diſtrikt im Jahre 1816 zur beſſeren Abrundung des neu errichteten 
Hroßherzogthums Poſen zu demſelben geſchlagen. Durch deutſche 
Kraft, durch deutſche Arbeit, durch deutſchen Fleiß lind die vormals 
wiiſten Landſtriche in den ſetzt blühenden Suſtand verſetzt worden. 
Der Bevölkerung nach find wir Deutfchen die überwiegend größere 
Mehrzohl. Wir Bewohner des Netze-Diſtrikts ſprechen im Angeſichte 
von Curopa laut und feierlich aus: 

1. Daß wir die in Poſen zuſammengetretene Kommiſſion, mit 
Einſchluß des Königlichen Immediat-Rommillarius, für inkompetent 
und im voraus alle ihre Beſchlüſſe für null und nichtig erklären 
müſſen. da dieſe Kommiſſion von der Geſamtbevölkerung mit 
keinerlei Vollmacht verfehen worden ift. 

. Daß wir dieſe Kommiſſion namentlich für inkompetent er- 

achten, ſich in die Verwaltung des Netze-Diſtrikts irgendwie zu 
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miſchen, vielmehr lind wir fejt entichloſſen, ſchlimmſtenfalls eine jolche 

Einmiſchung mit allen uns zu Gebote ſtehenden Mitteln zurück 

zuweiſen. 8 

ok wir, die Bewohner des Netze-Diſtrikts, nicht mehr zum 
Großherzogthum Polen gehören wollen und daher verlangen, die 
dazu gehörigen Kreiſe Bromberg, Wirſitz, Czarnikau, Inowrazlaw 
(Hobenjalza), Chodiieſen (Kolmar), Schubin, Mogilno und Won— 
growitz vom Großherzogthum Poſen abzutrennen und der “Provinz 
Preußen einzwverleiben, da wir fortan mit dem Königreich Preußen 
dem gejamten Deutschen Bunde augehören wollen. 

4. Daß, um den möglichen Greueln eines Bürgerkrieges vorzu- 
beugen, wir das bejtimmte Verlangen ſtelleu müffen, dieſe Ab⸗ 
trennung ſofort proviſoriſch eintreten zu laljen.“ 

Oas Manifejt Ihloß: „Wir, der preußiſchen Staatsregierung und 
unjerm edelen Könige mit der unverbrüchlichſten Treue ergebenen 
deutſchen und deutſchgeſinnten Bewohner des Netze-Diltrikts be⸗ 
ſchwören ein Hohes Staats- Miniſterium bei Preußens Ehre und 
Preußens Rubin, unſere gerechte Sache dahin kräftig zu vertreten, 
daß ohne Seitverluſt die Verwaltung des Netze-Diſtrikts von der des 
Hroßherzogthums Poſen abgetrennt und proviſoriſch dem Regierungs- 
Präjidiun in Bromberg übertragen werde.“ Jedes Wort diefer Er⸗ 
1 iſt erfüllt von Nationalſtolz und von Vertrauen in die eigene 

0 * 

Wenn das Manifeit „die KRommillion zur Neorganiſation des 
Hroßberzogthums Pofen“ einſchließlich des vom König beauftragten 
Kommiſſars nicht anerkennt, weil fie von der „Geſamtbevölkerung“ 
mit keinerlei Vollmacht verfehen worden ist, jo proteſtiert es einmal 
gegen die einfeitig polniſche Suſammenfetzung der Kommiſſion, dann 
aber auch gegen die Art ihrer Berufung und die wenig deutſche 
Politik und Haltung des preußiſchen Regierungsvertreters. An einer 
anderen Stelle dieſer Entſchließung heißt es: „Völker haben jetzt zu 
berathen über ihre Staatsformen, und diefes Recht wollen auch wir 
uns nicht nehmen laſſen.“ Es ift alſo die Forderung des 
Selbſtbeſtimmungsrechts, die hier von den deut- 
[chen Bewohnern des Netze Distrikts aufge- 
ſtellt wird. Die zweifeln keinen Augenblick daran, daß bei einer 
Abstimmung ſich die überwiegende Mehrheit und der beſſere Teil der 
Fin wohner des Großherzogtums für 2 entſcheiden würde. 
Wenn lie aber mit dem Königreich Preußen dem „geſamten Deutjchen 
Bunde angehören wollten, Jo dachten ſie doch wohl wie der „Ge⸗ 
Jellige“ an ein einiges Deutſchland, an einen Bundesſtaat, der alle 
deutſchen Gaue umfaßte, auch die preußiſchen Provinzen Poſen, Oſt⸗ 
und Weſtpreußen, die bislang vom Beutſchen Bunde ausgeſchloſſen 
waren. Die hatten es Jatt, noch länger „draußen“ zu ſtehen. 

Dies Manifeſt verfehlte in Berlin feine Wirkung nicht. Am 

14. April erhielt der energiſche Negierungspräſident von Bromberg, 
Freiherr von Schleinitz, durch den Minister des Innern 
von Auerswald die Nachricht, daß der König das Staatsminiſterium 
beauftragt habe, die Aufnahme der deutſchen Gebiete der Provinz 
Hoſen in den Deutſchen Bund zu vermitteln, und daß der Netze⸗ 
Diftrikt von der Neorganiſation der Provinz ausgeſchloſſen Jein 
Jollte. Auch die Stadt Graudenz bekannte ſich in einer weſtpreußiſchen 
Volksverſammlung und in einer feierlichen Erklärung an die Negie⸗ 
rung zum Deutſchtum und proteſtierte gegen die Abtrennungsgelüjte 
des polniſchen Nachbarn. 
Doch dor Aufſtand war ausgebrochen, und die pol⸗ 
niſchen Banden, meist mit Senſen bewaffnet, bemächtigten ſich bereits 
in offenem Aufruhr der Negierungsgewalt und der ee Dörfer 
und Städte. Als aber die Krone und die Regierung zunächſt nichts 
in dieſer Angelegenheit unternahmen, ſondern vielmehr den komman- 
dierenden General in Polen, von Colomb, mit ſeinen Truppen, Ge⸗ 
wehr bei Suß, dem Treiben der poluiſchen Banden zuschauen ließen 
und mit den Inſurgentenführern in verfehlte Unterhandlungen ein- 
traten, da griff das Volk in ſeiner Not zur Selbſthilfe. Es 
bildete Bürgerwehren, die ſich tapfer gegen die Polen zur Wehr 
letzten, bis endlich die Regierung die drohende Gefahr erkannte und 
den bedrängten Bewohnern dieſer beiden Provinzen Truppen zu Hilfe 
ſchickte, die unter dem Kommando des Generals von Pfuel bald 
den Aufftand niederzwangen und Ruhe und Ordnung wiederherſtellten. 
8 In dem Kampf gegen das Polentum jtand das andere Graudenzer 
Blatt, der demokratiſche „Anzeiger“, mit dem liberalen „Geſelligen“ 
in einer Stont. Über alle inneren Gegenſätze und Streitigkeiten hin- 
weg reichten ſich die Redaktionen beider Blätter zu gemeinſamer Ab⸗ 
wehr des äußeren Feindes die Hand. Sie hielten ihren Leſerkreis 
über die Ereigniſſe der Infurrektion dauernd auf dem laufenden und 
ergriffen in dieſem Kampf natürlich auch Partei. So ſchreibt der 
„Geſellige am 30. März 1848: „Es gehen verſchiedene Nachrichten 
ein, daß polniſche Conföderierte in den Nachbarſtädten Bromberg 
und Brieſen ſtürmiſche Verſammlungen abgehalten haben, die über 
die Einverleibungen Weſtpreußens in das wieder zu begründende 
Polenreich beriethen. Daß dieſe nie geſchehen kann ohne die Ver⸗ 
letzung der heiligſten Intereſſen unjerer preußiſchen Mitbürger, daß 
ſie aſſo nie geschehen wird, iſt in unſer aller Überzeugung feſt be⸗ 
gründet.“ 5 x N 

Am 8. April 48 veröffentlichten beide Blätter einen Bericht des 
Zuftizkommifjars Hacker über die Stimmung in den vom 
Aufftande bedrohten Kreiſen der Provinz. Der 
Verfafſer des Graudenzer Manifeſtes ſchreibt darin u. a.: „Dieſe 
großartigen Demonſtrationen haben vortrefflich gewirkt; wir haben 
geſehen, wie einstimmig ſich die Bevölkerung zu dem Grundſatze, daß 
unſere Provinz Deutſchland erhalten werden müſſe, bekannt hat, wir 
haben dadurch unſere Stärke kennengelernt und das Selbstvertrauen 
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gewonnen, das in kritilehen Lagen ſchon ein halber Sieg iſt.“ Weiter 
berichtet er, daß er auf einer kleinen Neiſe durch den Graudenzer, 
Thorner und Kulmer Kreis Gelegenheit hatte feſtzuſtellen, daß auch 
bei der polniſchen Bevölkerung das Vertrauen 
zur preußiſchen RNegierung zurückgekehrt und die 
öffentliche Ordnung nirgends mehr bedroht ſei. Ja, im Strasburger 


Kreiſe hätten die Alitbürger polniſcher Zunge mit 
Nachdruck erklärt, nicht zu olen gehören zu 
wollen. Die Catſache, daß Jelbjt die Polen der bedrohten Kreiſe 


das deutſche Regiment nicht mit dem polniſchen zu vertaujchen 
wünfchten, wird immer wieder in beiden Graudenzer Blättern hervor- 
gehoben. Die Stellungnahme des „Geſelligen“ zur polniſchen Frage 
tritt wohl am deutlichſten in einem Artikel unter dem Litel: „Sollen 
wir hoffen oder fürchten?“ zutage. Dort ſchreibt Dr. Ludwig Wan.rup 
u. a.: „Daß uns dieſe polniſchen Unruhen jehr gedrückt haben, wer 
möchte es leugnen! Wir verdanken lie zum Cheil der Leicht- 
fertigkeit der Berliner, aber ſie haben doch für uns die 
jegensreichjten Folgen gehabt. Vor zwei Jahren dachten wir, es ilt 
Sache der Regierung, die polniſchen Händel zu dämpfen und uns 
Ruhe m ſchaffen: jetzt haben wir allein Hand anlegen 
mü ]! ſen und ſehen nun — Gott jei Dank! — wie es ſtehl. Polen 
liegt jenfeits der Drewenz, hier nicht! Dort ſoll dieſes Volk alle 
unfere Sympathien finden, wenn es ſie beſſer zu verdienen ſucht als 
bisher — aber hier iſt deutſcher Grund und Boden!“ 

Die in Weſtpreußen und Poſen anjäjligen Polen wurden wie von 
den Bewohnern dieſer Provinzen, jo auch vom „Geſelligen“ als Lands— 
leute und gute Preußen angeſehen. Nicht gegen ſie, ſondern gegen 
den ehrgeizigen polniſchen Adel, der ſie mit allen 
Mitteln für den „Kampf um das Vaterland“ zu gewinnen ſuchte, 
richteten Jich die Angriffe der von dem Aufſtand betroffenen Kreiſe. 
Als gar die polnische Geistlichkeit durch Verwirrung der 
Gemüter in den Kampf eingriff, wandte ich ſelbſt der in Grauden; 
allſeitig verehrte Domherr und Ehrenbürger der Stadt, Dietrich, in 
einem „Duldung“ überſchriebenen Artikel gegen die unjelige Ver— 
guickung von Glaube und Politik. Er ſchrieb: „Es muß ja jedem 
denkenden Menſchen einleuchten, daß die Religion von den gegen uns 
feindſelig Geſinnten nur zum Vorwande genommen und gemißbraucht 
wird, um durch religiöfe kirchliche Wirren und Streitigkeiten politiſche 
Kämpfe und Verwirrungen hervorzurufen.“ Sicher waren dieſe 
Worte, wie auch der wenige Cage ſpäter im „Geſelligen“ veröffent- 
lichte „Zuruf von Nömiſch-Katholiſchen deutſcher Nation an ihre pol— 
niſchen Slaubensbrüder”, eine Antwort auf den Hirtenbrief des 
Poſener Erzbiſchofs von Przuluſki (21. April 1848), in dem diejer 
Kleriker die polniſchen Katholiken gegen ihre Glaubensgenoffen 
deutſcher Nationalität aufwiegelte. Der „Zuruf“ ermahnte die pol= 
niſchen Katholiken, ihren Edelleuten nicht zu trauen, die gern eine 
nie pozwalam-Herrſchaft gründen und ſie zu Knechten machen 
möchten. Vor allem Jollen fie nicht glauben, was jene ihnen durch 
den Mund pflichtvergeſſener Prieſter zuriefen ließen, nämlich daß ihre 
Religion in Gefahr Jei, wenn ſie unter preußiſcher Regierung blieben. 

Der „Sejellige“ vertrat in dieſem Kampf, das verſteht ſich von 
ſelbſt, ausſchließlich deutſche Belange. Dabei erkannte er die 
national-polniſchen Wünſche als durchaus berechtigt an. Wenn er 
die freie, ungehinderte Selbſtbeſtimmung der Völker als allgemeines 
Menſchenrecht forderte, ſo zeigt er damit, daß ihm der Staat nur 
ein Mittel zu Zweck war, nämlich das Volkstum in ſeiner Ganzheit ju 
erfaſſen. Sonſt, als Kind ſeiner Seit, ausgejprochen liberalen Ideen 
huldigend, finder ſich hier bereits eine Abwandlung des Liberalismus 
nach der national-völkiſchen Seite hin. Voll Selbſtbewußtſein zweifelte 
der „Geſellige“ keinen Augenblick, daß ſich die überwiegende Mehr⸗ 
zahl der Bewohner von “Polen und Weſtpreußen für den Anſchluß 
an das deutſche Volk und Vaterland aussprechen würde. Deshalb 
trat er auch mit allen ihm damals zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
für den Gedanken einer Volksabſtimmung in den umſtrittenen Landes⸗ 
teilen ein; „denn“, ſo heißt es in einem Artikel vom 17. Mai 1848, 
„dem Unabhängigkeitsdrang der Völker kann ebenſowenig dauernder 
Widerſtand geleiſtet werden wie ihrem Aufftreben zu innerer Frei- 
heit“. Für das deutſche Volk aber forderte das Blatt Überein- 
ſtimmung in allen Lebensfragen, weil nur „Einigkeit zur Einheit“ 
führen kann. Dr. Alfred Lechner. 


„die Preußiſche Garniſon in Danzig“. 

Das Staatliche Landes muſeum ju Damig-Oliva 
hat unter dem Namen „Die Preußiſche Garniſon in Danzig“ eine 
neue größere Sonderausſtellung im Gartenſaal des Olivaer Schloſſes 
eröffnet. Die Ausjtellung zeigt zunächſt eine umfangreiche Sammlung 
von Handfeuerwaffen, die Jeit der Seit Friedrichs des Großen 
bis zum Ende des Weltkrieges gebraucht wurden. Die Entwicklung der 
Gewehre, Büchſen und Karabiner wird auch an Vergleichsſtücken der 
gleichzeitigen ausländiſchen Waffen veranjchaulicht. Ferner werden ge⸗ 
zeigt die blanken Waffen der Huſaren, Artillerie 
und Infanterie ſowie Handgranaten verſchiedener Art und ein 
Maſchinengewehr. Das größte Stück der Ausſtellung iſt eine fran⸗ 
zöfiſche Mitrailleuſe, die im Kriege 1870/71 von Danziger 
Truppen erbeutet wurde und in der Werkſtatt des Landesmuſeums inſtand 
geſetzt worden iſt. In wechſelnder Reihenfolge werden die Uniformen 
der Danziger Negimenter ausgeſtellt werden. Sunächſt werden 
Uniformen der Friedens- und Kriegszeit des 2. Weſtpr. Fußartl.-Regts. 
Nr. 17, des J. und 2. Leibhuſaren-Regts., des Seldartl.-Negts. Nr. 36 
und des Danziger Inf.-Negts. Nr. 128 ausgeſtellt. 
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Das Programm Kozlowikis. 


Die ſeit langem fällige und mit Spannung erwartete Programm- 
rede des polniſchen Miniſterpräſidenten Rozlomwfki 
beſtätigte die vorwiegend wirtſchaftlichen Aufgaben des gegen- 
wärtigen Kabinetts. Was die Rede an politiſchen Bemerkungen 
brachte, war dürftig und ging über das allgemein Bekannte nicht hinaus. 
KRoylomfki beſchränkte ſich auf die Sejtjtellung, daß die Zunahme der Cerror— 
akte die Errichtung eines Konzentrationslagers in 
Bereſa Kartujka notwendig gemacht hätte, wo ſich zur Seit nur 
200 Internierte befänden, terroriſtiſche Ukrainer, meiſt jüdische, links- 
radikale Elemente und Anhänger der radikalen Rechten, die dort durch 
Swangsarbeit an ein geordnetes Leben gewöhnt würden. Auf die vielen 
anderen innerpolitiſchen ragen, auf die man eine Antwort erwartet hatte, 
ging der Minifterpräfident nicht ein. Er ſagte nichts über die Geſtaltung 
des polniſchen Verhältniſſes zu den Ukrainern, mit dem ſich vor 
kurzem die „Gazeta Polſka“ beſchäftigt hatte. Er ſchwieg über die 
Judenfrage, obwohl gerade dieſe eine der dringendsten Angelegen⸗ 
heiten des geſamten polnischen Lebens darſtellt. Auch über die Einjtellung 
der Regierung zu den Deutſchen in Polen, die namentlich in 
bezug auf Oſtoberſchleſien eine Klärung verlangt hätte, war in der Rede 
nichts enthalten. 


Koflowſki beſchäftigte ſich faſt ausſchließlich mit wirtſchaft⸗ 
lichen Problemen. Beſonders ging er hier auf das Preis- 
problem ein. Er bekannte ſich zu einer weiteren Herabfetzung 
der Preiſe für Induſtrieprodukte und betonte die Not- 
wendigkeit weiterer ſtaatlicher Eingriffe in die Preispolitik der Kartelle. 
Er ſtellte eine Herabſetzung der Siſenbahntarife in Aus- 
licht und bezeichnete die Verringerung der Koften der 
öffentlichen Verwaltung durch eine weitgehende Reform der 
Selbſtoerwaltung als notwendig. Etwas zurückhaltender äußerte er ſich 
über die Maßnahmen zur Stützung der Agrarpreiſe. In dieſer 
Hinſicht hielt er es für angebracht, erſt die endgültigen Ernteergebniſſe 
in Polen und im Ausland abzuwarten. Er hob aber hervor, daß die 
Preisſtützungsaktion nicht auf Getreide beschränkt bleiben, ſondern auch 
auf die Produkte der Viehwirtſchaft, an denen insbeſondere der kleinere 
land wirtſchaftliche Beſitz intereſſiert iſt, ausgedehnt werden ſolle. 


Ausführlich behandelte der Miniſterpräſident die Fragen des 
Sozialverſicherungsweſens, deſſen bisherige Handhabung 
er ſcharf kritiſierte. Die Leiſtungen der Sozialverſicherung müßten der 
tatſächlichen Leiſtungsfähigkeit der Wirtschaft angepaßt werden. Auf 
das in Polen tätige Auslandskapital eingehend, unterſchied 
Kozlowſki zwiſchen denjenigen Kapitalisten, die Polen als ein koloniales 
Ausbeutungsobjekt behandeln, und den anderen, die der polniſchen Wirt- 
ſchaft wirklich Nutzen bringen. Dem erſten wurde weiterer Kampf an- 
gejagt, dem letzteren Entgegenkommen verſprochen. Eine bejondere 
Betonung erfuhr das Problem der landwirtſchaftlichen Ent- 
ſchuldung in der Nede Kozlowſkis: „Das Ziel, das ich mir geſtellt 
habe, ift folgendes: Es handelt ſich um den endgültigen Abſchluß 
der Konverſierungs- und Entſchuldungsaktion in 
der Laudwirtſchaft. Der Gläubiger muß Sugeſtändniſſe machen, 
die zur Realijierung ſeiner Forderungen durch das Fallen der Boden- 
preiſe notwendig ſind. Die Sugeſtändniſſe müſſen in einer Verteilung auf 


längere Seit und in einer Serabjetung der DVerzinfung ihren Ausdruck 
finden. Man kann nicht alle Landwirtſchaften in gleicher Weiſe behandeln. 
diejenigen, die durch eigene Schuld verjchuldet ſind, und diejenigen, die 
der Konjunktur zum Opfer gefallen ſind. Größere Landgüter, 
die übermäßig mit Schulden belaſtet ſind, können 
nicht Janiert werden. Dagegen haben nicht überſchuldete kleinere 
Landwirtſchaften die Möglichkeit, den Weg der Intenfivierung zu be⸗ 
jebreiten. Die Cutſchuldungsaktionumfaßtalle kleinen 
Wirtſchaften und wird in bezug auf dieſe allgemein ſein, ohne 
Nückſicht auf den Grad der Berſchuldung. Die kurz- 
friſtigen Zahlungen werden in längere Zeitabjtände zerlegt, der Sinsſatz 
wird herabgeſetzt. Um den Entſchuldungsprozeß zu beſchleunigen, wird 
ein Bonifizierungsſuſtem bei Barzahlungen eingeführt. Die Guthaben 
aus Samilienanteilen und hupothekariſchen Verpflichtungen von Ehegatten 
werden eine Ausnahme bilden und eine Herabsetzung entſprechend dem 
Fallen der Bodenpreiſe erfahren. Der Staatsſchatz als Gläubiger wird 
Opfer tragen durch eine Reduzierung der Verſchuldung der Kleinland- 
wirtſchaft bei ſtaatlichen Banken. Mittlere Landwirtſchaften, 
deren Verſchuldung als nicht übermäßig anerkannt wird, erhalten grund- 
Jätslich dieſelben Erleichterungen, doch werden dieſe entſprechend der Höhe 
der Verſchuldung in dem Grade ihrer Anwendung ſchwanken. Bei 
großen Gütern werden die Normen der Maximalver- 
ſchuldung entjprechend niedriger liegen. Der Staatsſchatz 
wird hier nicht die Laſten der Zuzahlung im Zuſammenhang mit der 
Konvertierung der Verſchuldung durch die Akzeptbank tragen. Große 
Güter, die die geſunde Entwiklungsgrundlage ver- 
loren haben, werden der Auflöſung anheimfallen 
müjjen. Die eingehenden Grundſätze für die Entſchuldungsaktion wird 
in der nächſten Zeit das Wirtſchaftskomitee beim Miniſterrat aufftellen.“ 


Im allgemeinen hat die Programmrede des Miniſterpräſidenten aljo 
die ſchon ſeit Wochen und Monaten in der polnischen Preffe teils befür- 
wortenden, teils kritiſch erörterten Erwartungen beſtätigt. Auf praktiſche 
Einzelheiten der geplanten Durchführung dieſes Programms einzugehen, 
hat Kozlomjki freilich vermieden. Es bleiben daher, obwohl der Kurs 
grundſätzlich festgelegt iſt, in faſt allen Einzelfragen mancherlei lln⸗ 
klarheiten, auf die erſt mit der praktiſchen Durchführung von Fall 
zu Fall eine Antwort erteilt werden wird. Kozlowſki hat beabſichtigte 
Maßnahmen angedeutet, ſich aber in jedem Falle für deren praktiſche 
Durchführung einen weiten Spielraum offengelaſſen. Das iſt einmal wohl 
deshalb geſchehen, weil ſich Cempo und Ausmaß der Durchführbarkeit 
diefer wirtſchaftlichen Maßnahmen tatfächlich nicht von vornherein fejt- 
legen laſſen, andererſeits aber auch deshalb, weil im Regierungsklub ſelbſt 
wirtſchaftliche und ſoziale Kräfte widerſprechendſter Art zuſammengefaßt 
ind, die vom Regierungschef als politiſch tragende Saktoren ſämtlich in 
Rechnung geſtellt werden müſſen. Immerhin läßt die Programmrede 
eine weitgehende Berückſichtigung der aus den 
Kreiſen des Kleinbauerntums und der Arbeiter 
ſchaft geäußerten Wünſche erkennen. Die kartellierte Groß- 
industrie, der verſchuldete Sroßgrundbeſitz und der preistreibende Swiſchen⸗ 
handel ſind die drei Gruppen, zu deren Laſten ſich die Durchführung des 
Regierungsprogramms in der Hauptſache auswirken wird. 


Altſchleſiſche Trachtenhochzeit in Schreiberhau. 


Schleſien iſt reich an Trachten und koftbarem Vollesgut In den 
großen und kleinen Orten im Nieſengebirge bat ſich Brauch- 
tum und Altväterſitte durch Jahrhunderte erhalten. Gerade dort, wo 
die Menſchen am ſchwerſten mit dem nicht allzu freigebigen Boden zu 
kämpfen haben, wo ſie in ſchwerer Arbeit in den Bergwerken ihr Brot 
verdienen, wo Leineweber tagaus, tagein ums tägliche Brot hinter dem 
Webſtuhl ſitzen und Glasbläfer in den vom glühenden Feuerſchein er- 
hellten Hütten arbeiten, hängen fie feſt an ihren alten Sitten und Ge- 
bräuchen. 

Nach faſt hundertjähriger Paufe iſt in dieſem Jahre 
in Schreiberhau wieder eine richtige altſchleſiſche Trabten- 
hochzeit gefeiert worden. Schon Cage vorher kamen aus allen Orten 
des Rieſengebirges, auch von jenseits der Grenze, Gratulanten und 
Abordnungen, um dem jungen Paar, das nach der Väter Sitte den 
Bund fürs Leben ſchloß, ihre Glückwünsche auszuſprechen. An der 
Spitze der Abordnungen ſtanden die Scholzen, die als Seichen 
ihrer Würde den Scholzenſtab trugen, der ſich in den einzelnen Dörfern 
ſchon von Generation zu Generation vererbte. Die wichtigſte Perſon bei 
einem altſchleſiſchen Hochzeitsfeſt iſt der Huxtbitter, der Hoch- 
jeitsbitter, deſſen Wahrzeichen eine brennende Laterne iſt, die er den 
ganzen Cag mit ſich herumträgt; ihm liegt die Leitung des ganzen Feſtes 
ob. Bereits Tage vorher, nachdem er ſich in wohlgeſetzter Rede die 
Erlaubnis der Huxteltern dazu erbeten hat, reitet er über Land und lädt 
Sreunde und Gevattern zu der Huxt ein. Das Haupterfordernis, das an 
den Huxtbitter geſtellt wird, iſt ohne Sweifel eine große Beredſamkeit; 
denn beſonders die jungen Burſchen lieben es, ihm durch allerhand ge= 
ſchickte Fragen zum Vergnügen der Sufchauer Sallen zu ſtellen, denen 
er nur durch Schlagfertigkeit entgehen kann. 

Am Cage vor der Hochzeit erfolgt die feierliche Überführung 
des Brautjuders nach der Wohnung des Bräutigams. Ein oder 
mehrere Wagen mit Möbel und Hausgerät aller Art werden mit Bän- 

dern und Cannengrün feſtlich geſchmückt und in feierlichem Zuge durch 
den Ort gefahren. Die Hauptperfon bei der Überführung des Braut- 


fuders iſt die „Frau Süchten“ oder die Bettfrau. Sie überwacht 
auch die Einrichtung der Wohnung des jungen Paares. Wenn das Braut- 
fuder vor der Wohnung des Bräutigams angekommen iſt, ift es wieder 
der Huxtbitter, der in wohlgeſetzter Rede auf die Bedeutung der 
Gründung des eigenen Heimes hinweist. Dann tritt die Srau Süchten“ 
vor und fragt den Bräutigam, ob er denn nun mit der Mitgift auch zu- 
frieden ſei. Antwortet er darauf mit „ja“, Jo kann es leicht vorkommen, 
daß eine energiſche Bettfrau mit den Worten „So ein feiner Kerl biſt 
Du? Du heirateſt ja nur wegen des Brautfuders“ alle Wagen noch 
einmal umkehren läßt. Antwortet er aber „Nein, das iſt mir nicht genug, 
hier fehlt ja noch die Jungfer Braut“, dann klopft ihm der Huxtbitter 
auf die Schulter und ruft in rauhem herzlichen Ton: „Haft gut ge- 
ſprochen, Huxter, jetzt hol dir das Gelumpe ab.“ 

Bei der feierlichen Trauung des jungen Paares in der Dorfkirche 
kann man herrliche alte Trachten bewundern, Trachten, an 
denen jede Stickerei und jede kleine Einzelheit mit unendlicher Liebe und 
Sorgfalt gefertigt find und die Jo recht erkennen laſſen, mit welcher Hin⸗ 
gabe und mit welchem Verſtehen die Menſchen hier an dieſen alten 
Kleidern hängen, wie fie ihnen weit mehr find als nur Kleidungsjtücke, 
wie ſie damit gleichſam ſich mit ihrer Vergangheit umgeben, darin denken 
und aus ihr leben. Den Abſchluß und für die Gäſte wohl die Hauptſache 
der ganzen Huxt bildet dann die große Feier auf der Seſtwieſe. 
Unendliche Mengen von Kaffee und rieſige Berge von Streufelkuchen 
werden freigebig verteilt und an den einzelnen Buden wird manche Slaſche 
„Aaler Korn“ geleert. Wieder halten Huxtbitter und Hratulanten An- 
ſprachen, die Seſchenke werden überreicht und luſtige Canzpaare zeigen 
altſchleſiſche Volkstänze und ⸗Apiele. 

So lebt im neuen Neich ein alter Vollesbrauch wieder auf, und 
ein Bolksgut, das ſich von Generation zu Generation fortgeerbt hat, 
kommt hier wieder ju Ehren. Nur ein Voll, das es verſteht, ſich ſein 
koſtbarſtes Gut, ſeine Eigenart und ſeine Heimatbräuche zu erhalten, 

wird ſtark und lebensfähig fein und aus dem Quell des Althergebrachten 
die Kraft ſchöpfen, das Leben zu meiſtern. 
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Die ſächſiſch⸗böhmiſche Grenze. 


Niemals haben die Tfrbecben das ganze Böhmen, geſchweige denn das 
heutige tſchechoflowakiſche Staatsgebiet innegehabt, da im breiten 
Randgebiet don jeher Germanen geſeſſen haben. Nie- 
mals war die politiſche. Grenze zugleich Volksgrenze, vielmehr war ihr 
ein breiter, zuſammenhängender Naum deutſchen Volksbodens jenfeits 
des Erzgebirges, des Böhmer Waldes und der Sudeten vorgelagert. Hanz 
abgeſehen von den durch die böhmiſchen Exulantenſiedlungen in Sachſen 
— wie Herrnhut, Georgenfeld bei Sinnwald und Johanngeorgenſtadt — 
geſchaffenen Wechſelbeziehungen, ſpinnen ſich Jeit der Er- 
ſchließung des Erzgebirges vor 700 Jahren bis auf 
den heutigen Tag verwandtſchaftliche Säden hin- 
über und herüber. Kulturell, wirtſchaftlich und 
landſchaftlich war dieſer Naum ftets eine Sinheit. 
An zahlreichen Stellen verläuft heute noch die Grenze mitten durch Städte 
und Dörfer. Das Städtchen Oberwieſenthal am Fuße des Fichtel⸗ 
berges iſt durch einen kleinen Bach von Böhmiſch-Wieſenthal getrennt, 
die böhmiſche Stadt Weipert iſt mit dem ſächſiſchen Orte Bären- 
ſte in baulich völlig verbunden; welche Hrundſtücke von Sinnwald 
zu Sachſen oder zu Böhmen gehören, darüber find Jelbjt die Einwohner 
der Nachbargemeinden oft nicht im klaren. Ja, in manchen Orten geht 
die Trennungslinie mitten durch einzelne Srundſtücke hindurch. Über 
va uche und Hochwald läuft die Srenze mitten durch das Gaſthaus, 
in dem — wie das Scherzwort ſagt — die Beefſteaks im Inland und die 
Bratkartoffeln dazu im Ausland zubereitet werden. Wechſelſeitig fanden 
lich die Bewohner früher zu Märkten, Feſten oder auch die einzelnen 
Berufe geſellig zuſammen, und weder der Lauſitzer Humor noch das erz— 
gebirgiſche Volkslied machten vor den Grenzſteinen halt. 


Dieſe Grenze, deren Richtung von Sachſen ein Jahrtauſend hindurch 
feſtgehalten worden ijt, iſt heute Grenze zwiſchen dem Reiche und dem 
tchechoflowakiſchen Staate. Sie hat infolge ihrer zahlloſen Sin- 
und Ausbuchtungen eine Länge von 517,2 km! (das iſt in der 
Luftlinie etwa die Strecke Berlin — Köln), während die Grenjitrecke 
Bayerns gegen die Tſchechoſlowakei 339 km beträgt. 


Landſchaftlich wird diefes Grenzgebiet entſcheidend durch den 
mitteldeutſchen Gebirgszug charakteriſiert. In Sortſetzung der Sudeten, 
aber deutlich von den Schlefermaſſen des Jeſchken abgeſetzt, erhebt ſich in 
der Oberlaujit zunächſt das Zittauer Gebirge mit ausgeprägter, 
vielfach als Grenze dienender Kammlinie, ein waldreiches Sandſtein— 
plateau mit Vulkankuppen, an das nach Norden das Laufitzer 
Berg- und Hügelland anſchließt. Swiſchen weiten ſanften Tälern 
mit ihren langgeſtreckten Dörfern läßt es zahlreiche einzelne Kuppen der 
verſchiedenſten Baſalt- und Phonolithdurchbrüche emporragen und ge= 


ftaltet ſich im „Zittauer Becken“ mit dem der Oder und Oſtſee zugewandten 
Slußgebiet der Neiße zur tupiſchen Beckenlandſchaft. 

Das anſchließende Grenzgebiet wird geographiſch als Slb land- 
ſtein gebirge, verkebrsmäßig Jeit Anfang des vorigen Jahrhunderts 
mit dem weltbekannten Namen „Sächſiſche Schweiz“ bezeichnet und iſt mit 
feinen Hochplateaus, den „Cbenheiten“, und den wild zerklüfteten Tälern 
nicht nur für den Naturfreund, Jondern auch geſchichtlich intereſſant. 
Hier verſuchte einſt das ſtarke deutſche Geſchlecht der Berken von 
der Duba, deren architektoniſch meiſterhaftes „Rotes Haus“ in 
BVöhmiſch-Leipa kürzlich erneuert wurde, eine zwiſchenſtaatliche Herr— 
ſchaftsgründung. Das Endergebnis war, nachdem ſie ihren raubritter- 
lichen Beſitz in der Sächſiſchen Schweiz (die Herrſchaften Hohnstein und 
Wildenſtein) verloren hatten, an Collenſtein-Schluckenau aber feſthielten, 
die größte Eigentümlichkeit der heutigen Jächſiſchen Südgrenze, der große 
böhmiſche Sinſprung bei Schluckenau. 

Auch im anſchließenden Erzgebirge iſt die Grenze im großen durch den 
Gebirgszug zu erklären. Als Ganzes verläuft dieſes Gebirge von Nordoſt 
nach Südweſt in „erzgebirgiſcher Richtung“ im Gegenſatz zur „Judeten- 
deutſchen Richtung“ und ſtellt eine Platte dar, die auf ſächſiſchem Gebiete 
mit rund 4000 qkm in allmählicher Abdachung mehr als ein Viertel 
Sachſens ausmacht, auf der Südſeite aber jteil in das Egertal und das 
Coplitzer Becken abfällt. Die Grenze ſelbſt iſt durch die Jahrhunderte 
jaſt überall ein breiter Waldſaum, vom Urwald bis zum ge= 
rodeten Wald. Noch in der „Sgerer Richtung“ von 1459 zwiſchen Sachſen 
und Böhmen wurde beſtimmt, daß der Gebirgswald weiterhin die Grenze 
zwiſchen beiden Ländern bilden ſollte. Allerdings griffen die Hobeits- 
gebiete beiderjeits mannigfach über den Kamm hinüber. So gehörte den 
ſächſiſchen Markgrafen die böhmiſche Stadt Brüx, den Böhmen aber 
Beſitz im Oberlauf von Elſter und Swickauer Mulde. Erſt Ende des 
18. Jahrhunderts erfolgte die Vermeſſung, und der endgültige heutige 
Verlauf der Grenze wurde durch den am 5. März 1848 zwiſchen Sachſen 
und Öfterreich in Dresden geſchloſſenen „Haupt-, Grenz- und Cerritorial- 
receß“ feſtgelegt. Noch heute ſtehen an der Grenze zahlreiche Grenzſteine 
aus alter Seit, die auf ſächſiſcher Seite mit dem kurfürſtlichen Wappen 
geſchmückt find, auf böhmiſcher Seite mit den Wappen deutſcher Standes- 
herren, wie derer von Bünau, der Fürſten Chum und anderer. Auch der 
alte böhmiſche Löwe und der öſterreichiſche Doppeladler exiſtieren noch 
als Seugen der Vergangenheit. 

Weſtlich wird das Grenzgebiet abgeſchloſſen durch das Vogtland. 
Dieſes Übergangsgebiet dom Erzgebirge Jüdlich nach dem Sichtelgebirge 
und weſtlich nach dem Frankenwald iſt — wie das Sittauer Gebirge am 
anderen Ende — eine Suſammenfaſſung verſchiedener Landſchafts- 
charaktere. (Aus „Grenzmark Sachſen“. Siehe Buchbeſprechung S. 384.) 


Städte im Gſten. 


Elbing. 

Im Jahre 1237 gründete Hermann Balk, der erſte Landmeiſter 
von Preußen, zuſammen mit lübiſchen Kaufleuten Burg und Stadt 
Elbing. So wurde der in frühgeſchichtlicher Seit unter dem Namen 
Truſo bekannte Straßen- und Handelsknotenpunkt zur Refidenz und 
zum erſten Seehafen des Deutſchen Ordens. Dank feiner 
Lage iſt Elbing bis auf den heutigen Tag ein anjehnlicyer Hafen- und 
Handelsplatz geblieben, nachdem es in der Mitte des 19. Jahrhunderts 
lange Seit Oſtpreußens größter Induſtrieplatz geweſen 
war. Heute iſt es mit über 72000 Einwohnern die zweitgrößte 
Stadt der Provinz. 

Mit feiner Stadtanlage, einem Muſterbeiſpiel der Städtebaukunft 
des Deutſchen Ordens, die ſich am bejten vom hohen Nikolaiturm über- 
blicken läßt, mit feinen Bürgerhäuſern aus Gotik, Ne⸗ 
naiſſance und Barock, der Spieringſtraße mit ihren Beiſchlägen, 
mit ſeinen kirchlichen Kunſtſchätzen, vor allem St. Marien mit der 
koftbaren Schutzmantelmadonna, bietet Elbing eine reizvolle Fülle des 
Sehenswerten. Der Wiſſensdurſtige klopft bei Archiv, Bibliothek 
und Nuſeum der Stadt nicht vergebens an. 

Naturſchönheiten locken in Elbings unmittelbare Um= 
gebung. Von der Elbinger Höhe gibt es immer wieder über- 
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raſchende Ausblicke auf Haff, Nehrung und Ojtfee. Man wandert oder 
fährt durch ein Hügelland mit ſchönen Laubwäldern, man blickt in tiefe 
Waldtäler, die den Liebreizs des Thüringer Waldes und des Taunus 
haben, und hat plötzlich und unvermutet den Ausblick auf die weite 
Waſſerfläche des Friſchen Haffs, die nur durch einen ſchmalen Landſtrich 
von der Ojtfee getrennt iſt. 

Ein anderes Bild bietet die Niederung im Weſten der 
Stadt. Der Orden ſchon hatte hier angefangen, das Land der Jumpfi- 
gen Niederung einzudeichen und auszutrockenen; vollendet haben das 
Werk im 17. Jahrhundert holländiſche Mennoniten, denen der Nat 
von Elbing, wie der von Danzig, in feinem Territorium eine Frei- 
jtatt bot. Hier fanden fie eine Landschaft, die der am Niederrhein gleicht. 
Eine Unzahl von Flußarmen und Kanälen durchzieht die weite Niede- 
rung, in deren Kampen ſchwarzbuntes oſtpreußiſches Vieh weidet. Eine 
Fahrt zum Landgraben, zur Stintrinne und wie die vielen Läufe heißen, 
zu den neuen Siedlungen, friſch eingedeichten Kampen am Haff, ſcheint 
durch ein anderes Land zu führen, und da grüßt die Elbinger Höhe 
herüber, und doch iſt es Elbings nächſte Umgebung. 

Wieder andere Bilder bietet eine Fahrt den Slbing auf 
wär ts, der dicht oberhalb der Stadt aus dem Orauſenſee. einem ſeit 
Jahrhunderten immer mehr zuwachſenden großen Binnenſee, kommt. 


Oſt eine Spendenfa 
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Swiſchen dem hohen Schilf niſten allerlei ſeltene Waſſervögel, darunter 
die Swergmöwe. Hinter dem Drauſenſee führt der Oberländiſche 
Kanal din das Gebiet der großen Seenplatte im Weſten Oſtpreußens. 
Der Kanal ſelbſt iſt bekannt durch feine fünf Nollberge. Statt in 
Schleufen fährt das Schiff auf einen eiſernen Wagen, in dem es dann 
durch Waſſerkraft und ein Gegengewicht über eine geneigte Schienen- 
bahn in den nächſten, höher gelegenen Kanalteil gewunden wird. Hat 
man die Nollberge hinter ſich, dann öffnen ſich die weiten oberländiſchen 
Seen, maleriſch in Wälder eingebettet, mit verſchwiegenen Inſeln und 
waldüberwölbten, lauſchigen Verbindungskanälen. 


die Städte Oberſchleſiens. 


Nach der Volkszählung vom 16. Juni 1933 wohnen in der Provinz 
Oberſchleſien 1482765 Perſonen; auf einen Quadratkilometer um- 
gerechnet ergibt das eine Bevölkerungsdichte von 152,6 
Köpfen gegenüber 136,4 im Durchſchnitt des ganzen Staates. Die Ein- 
wohnerzahl der Provinz hat ſich gegenüber der letzten Volkszählung vom 
16. Juni 1925 um 103357 Seelen (= 7,40 Proz.) ver- 
mehrt. 

Der Bevölkerungszuwachs war damit der ſtärkſte 
von allen preußiſchen Provinzen. Berückſichtigt man nur 
den Geburtenüberſchuß zwiſchen den beiden Volkszählungen, 
jo hätte die Provinz Oberſchleſien um 141296 Perſonen (plus 10,24 
Prozent) zunehmen müſſen; tatſächlich iſt jedoch in derſelben Seit ein 

anderungsverluſt von 37 939 Perſonen (— 2,75 
Prozent) eingetreten. 

Verwaltungsmäßig gliedert ſich die Provinz Oberſchleſien in 6 Stadt- 
und 14 Landkreiſe; zu den letzteren gehören 27 Städte, 1057 
Landgemeinden und 13 Gutsbezirke, von denen 12 
unbewohnt find. Sämtliche Städte ſowie 225 Landgemeinden 
hatten bei der Volkszählung mehr als 1000 Einwohner. Von den 
Städten hatten drei mehr als Joo ooo Einwohner: Hindenburg 
130 433, Gleiwitz 111062 und Beuthen 100584. Erſt in weitem 
Abſtande folgen Natibor mit 51680, Oppeln mit 44 680 und 
Neiße mit 35 057 Einwohnern. 
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Von den kreisangehörigen Städten hatten nur vier eine Wohn 
bevölkerung von mehr als Jo ooo Einwohner: Neuſtadt OS. 17738, 
Leobſchütz 13824, Kreußburg 12717 und Hroß⸗Strehlitz. 
11000. Dieſe Orte werden hinſichtlich ihrer Bevölkerungszahl zum: 
Ceil ſtark von einigen Landgemeinden des Kreiſes Beuthen-Tarnowitz 
übertroffen: Bobrek-Karf 21974, Mikultſchütz 20 220 und 
Miechowitz 17 288 Einwohner. 


Vergleicht man die Ergebniſſe der Volkszählung von 1933 mit denen 
von 1925 in den einzelnen Gebietsteilen von Oberſchleſien, Jo zeigt Jich 
eine beſonders große Steigerung der Bevölkerungs- 
zahl (um mehr als 15 Prozent) in Sleiwitz und Beuthen 
Jomie im Landkreiſe Beuthen ⸗-Carnowitz, — in erſter Linie 
eine Folge der Rückwanderung zahlreicher Perfonen 
aus Oſtoberſchleſien nach dem bei Deutſchland verbliebenen 
Teil des Induſtriegebiets. Daneben hat die Wirtſchaftskriſe 
in den letzten Jahren vielfach Leute, die früher in das Reichsinnere 
abgewandert waren, nach Verluſt ihrer Exiſtenz in die oberſchleſiſche 
Heimat zurückgeführt. Schließlich kommt in den drei genannten Kreiſen 
noch ein verhältnismäßig großer, den Durchſchnitt der ſonſtigen Indu- 
ſtriegebiete Preußens weſentlich überſteigender Geburtenüberſchuß hinzu; 
‚nsbefondere gehört der Kreis Beuthen-Carnowitz mit zu 
den geburtenreichſten Gegenden des ganzen Staates. 
Im Gegenſatz zu den Städten Gleiwitz und Beuthen hatte die dritte 
Großſtadt Oberſchleſiens, das erſt Anfang 1927 aus acht Orten des 
gleichnamigen Landkreiſes entſtandene Hindenburg, in den letzten 
acht Jahren eine erheblich ſchwächere Zunahme der 
Bevölkerungszahl; die Geſamtzunahme war hier geringer 
als der in der gleichen Seit beobachtete Geburtenüberſchuß, jo daß tat⸗ 
ſächlich ein Wanderungsverluſt eingetreten iſt. Wie in zahl⸗ 
reichen Bergbauſtädten des rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriegebiets hat 
auch in Hindenburg die Betriebseinſchränkung bei einer Reihe von 
größeren Unternehmen und die damit verbundene Arbeitsloſigkeit Jchon 
etwa von 1929 ab zu einer weſentlichen Abwanderung der Bevölkerung 
geführt, die ſich zum Teil wieder der Landarbeit zumandte. 


Bücher. 


Erenzmark Sachſen. Ein Vorpoſten im deutſchen Schickſalskampf. 
Von Arthur Graefe. Wilh. Limpert-Verlag, Dresden-A. J. Groß- 
format. Joo Seiten mit 200 Bildern und 1s Karten. Preis kartoniert 
1,69 RM. 1934. — Daß Sachſen durch das Verſailler Diktat Grenz- 
land geworden iſt, iſt wohl noch den wenigſten zum Bewußtſein ge- 
kommen. Catſächlich hat ſich zwar die alte Staatsgrenze in ihrem Ver- 
lauf nicht geändert. Aber ebenſo wie die baperiſch-böhmiſche und die 
ſchleſiſch-böhmiſche Grenze, Jo hat auch die Grenze zwiſchen Sachſen 
und Böhmen durch die Errichtung des Cſchechenſtaates eine ganz neue 
Bedeutung gewonnen. Sie hat einen politiſch trennenden Charakter 
erhalten. Aber eines darf man nie vergefjen: daß ſich jenjeits der 
deutſchen Neichsgrenze der geſchloſſene deutſche Volksboden fortſetzt, 
daß im Landſchaftsbild und im Wirtſchaftsleben, im Volkscharalkkter, 
in Sprache und Siedlungsart kein Unterſchied zwiſchen hüben und drüben 
beſteht, daß diesjeits wie jenjeits der Grenze Land und Menfchen deutjch 
waren und ſind. Das Wort „Grenzmark Sachſen“ darf niemals den 
Sinn erhalten, die Deutſchen drüben von den Deutſchen auf der Reichs- 
jeite getrennt, als etwas Anderes, etwas Gegenſätzliches zu ſehen. Man 
darf niemals vergeſſen, daß jenſeits der ſächſiſch-böhmiſchen Grenze, 
allein in dem Naum zwijchen Eger und Reichenberg, in geſchloſſener 
Siedlung 27 Millionen Deutſche wohnen, die ein Recht darauf haben, 
als ein untrennbarer Teil des großen deutschen Siedlungsraumes be- 
trachtet zu werden, die das Recht haben, von den Deutſchen im 
Reich zu verlangen, daß alles Unrecht, das ihnen geſchieht, nicht als 
die „Minderheitenangelegenheit“ eines fremden Staates, fondern als eine 
Verletzung des deutſchen Volkes ſchlechthin empfunden wird. Man ſollte 
niemals von der „Grenzmark Sachſen“ ſprechen (dasſelbe gilt für andere 
reichsdeutſche Grenzgebiete auch), ohne im ſelben Atemzug auch vom 
dazugehörigen völkiſchen Vorfeld jenſeits der Staatsgrenze zu ſprechen. 
Das vorliegende Buch wird dieſer Forderung im allgemeinen gerecht. 
Doch hätte der Citel, der als Schlagwort ja geeignet ift, eine vom 
volksdeutſchen Standpunkt aus durchaus unerwünſchte Vorſtellung zu 
wecken, wohl beſſer nicht „Grenzmark Sachſen“, ſondern etwa „Der 
ſächſiſch-böhmiſche Grenzraum“ gelautet. Im übrigen ift das Buch in 
textlicher Darſtellung und bildlicher Ausſtattung zu begrüßen. Man 
kann ihm weiteſte Verbreitung wünſchen. Wir bringen an anderer 
Stelle dieſer Nummer einen Abſatz aus dieſem Buch. Or. K 


Perſönliches. 
Alfred Loalke⸗Poſen 50 Jahre alt. 

Der Feuilletoniſt des „Poſener Cageblattes“, Alfred Loa be, wurde 
am 5. Auguſt 30 Jahre alt. Er wurde in Czempen (Provinz Poſen) 
geboren. Sein Vater war der evangelifche Kantor dieſes Städtchens. 
Er ſtudierte in Breslau und Leipzig zunächſt Medizin, dann aber bei 
Nikiſch und Neger Muſik. Durch den Tod feines Vaters gezwungen, 
das Studium aufzugeben, wurde er Mufikkritiker, zuerſt bei der 
größten Zeitung Mitteldeutſchlands, den „Leipziger Noveften Nach- 
richten“. Im Jahre 1912 kam er an die „Poſener Neueſten 


Nachrichten“. Während der Kriegsjahre war er Aſliſtemarzt am 
Poſener Garniſonslazarett, wurde nach dem Umfturz politiſcher Journaliſt 
und Chefredakteur der neugegründeten „Deutſchen Nachrichten 
in Polen“ in Bromberg, ging ſpäter aber wieder nach Poſen zurück 
und verwaltet dort ſeit über 10 Jahren das Amt des Muſikkritikers am 
„Poſener Tageblatt“. Bald hatte er auch bei den “Polen 
ſeinen Auf als erſtrangiger Muſikkenner begründet; er wurde der allein 
maßgebende Kritiker für das geſamte Poſener Muſikleben. Durch 
Loakes Kritiken iſt eine Neihe von jungen Calenten in das verdiente 
Licht allgemeiner Beachtung gerückt worden, und einige bedeutende 
polniſche Muſiker verehren als ihren vornehmſten Mäzen den Kritiker 
des „Poſener Cageblatts“, jo u. a. auch Jan Kiepura, der be- 
rühmte polniſche Tenor. Neben feiner Cätigkeit als Mufikkritiker 
leitet Loake auch noch den lokalen Teil des „Poſener Cageblatts“ 
und die „Heimatpoſt“, ein Wochenblatt für den Poſener und Pomme— 
reller Landmann. 
Herbert Menzel. 

Der oſtmärkiſche Dichter Herybert Menzel hat von der 
Dichterakademie ein Einladung zu einem dreimonatigen Aufenthalt 
im deulſch-nordiſchen Dichterheim in Travemünde erhalten. Dieſes 
Heim nimmt alljährlich zwei bis drei deutſche Dichter und je einen 
Vertreter Sinnlands, Dänemarks, Schwedens und Norwegens auf. 
Herubert Menzel iſt den Leſern des „Oſtland“ aus zahlreichen Bei- 
trägen bekannt. 

Geburtstage: Bertha Fechner, geb. Richter, Ehefrau des Zigarren⸗ 
fabrikanten Gottlieb F., Landsberg (Warthe), Mendamſtr. 16, fr. Zigarrenfabrik ⸗ 
beſitzer in Neutomiſchel⸗Poſen, am 13. 8. 70 J.; Gebauer in Blu. ⸗Köpenick, 
Gartenſtr. 45, fr. in Korfens (Ars. Militſch! und Zaborowo (Krs. Liſſa i. Poſen), 
wo er Friedhofswärter war, am 20. 8. 80 J. 

Verlobt: Domänenpächter u. Diplom agr. Alrich Meyer in Verchen, Kreis 
Demmin, cher Schönwalde, Kreis Gneſen, mit Fräulein Urſula Luther, 
Tochter des Oberamtmanns. H. M. Luther und Frau ge. Gottſchling in Kl.-Dratow 
i. Meckl., früher Domäne Waldau, Kreis Strelno. 

Geſtorben: Malermeiſter Paul Schlaggenhoff in Demmin, Treptower 
Straße 35, früher Hohenſalza, am 5. 8., 58 J. (Schl. war Fahnenträger der Orts- 
gruppe Demmin, Bund heimattreuer Oſtmärker.) 


Land-Fleiſchereigrundſtütk, 


a. d. Stadtgr. Cottbus gelegen, 
etwa 5 Mg. m. 2 Wohnhäuſern, 
an Fleiſcher mit 6-10 Mille 
Anzahlg. zu verkaufen. übern. 
1. 10. od. ſpäter, einz. Fleiſcherei 
im Dorf mit etwa 700 Einw. 
Auch f. Privatbeſitz, Viehhändl. 
od. Gärtner geeignet, da 2 ge⸗ 
trennte Wohnhäuſer. Näheres 
durch Beſitzer 

Landmann R. Meier, 
Saspow über Cottbus, 
Hauptſtraße 54. 


Großeltern haben in Kulm a d. | 
Weichſel gewohnt. 


Dauermieterin! 


Lehrerin ſucht in Berlin per 
ſofort oder ab 1. 9. Penſion mit 
Verpfl. (bis 100, — RM montl.) 
in guter Familie. Sonniges 
Zimmer im Weſten bevorzugt. 
Anſchriften an Thöns bei 
Beeck, Berlin SW. 61, Groß⸗ 
beeren Straße 37. | 
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